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Ministerium für Allgemeine und Berufliche  
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
 

12. Nebentätigkeiten an Hochschulen - komplex und fehler-
anfällig 

 
An Hochschulen übt insbesondere das wissenschaftliche Perso
nal häufig Nebentätigkeiten aus. 
Die Regelungen des Nebentätigkeitsrechts sind komplex. Eine 
rechtskonforme Bearbeitung der Nebentätigkeitsanzeigen bedingt 
detaillierte, rechtzeitige Angaben durch die Beschäftigten und 
eine sorgfältige Bearbeitung durch die Hochschulen. Daran fehlt 
es: Je nach geprüfter Hochschule waren 44 bis 65 % der ange
zeigten Nebentätigkeiten zu beanstanden. 
 
Schwierigkeiten bereitet den Hochschulen unter anderem die 
Frage, ob Aufgaben dem Hauptamt zuzuordnen oder als Nebentä
tigkeit auszuüben sind. Selbiges gilt für die Feststellung, ob eine 
Nebentätigkeit dem öffentlichen Dienst zugerechnet werden 
muss. Ausgeübte Nebentätigkeiten zeigten die Beschäftigten häu
fig nicht rechtzeitig, teilweise gar nicht an. 
 
Die Hochschulen müssen ihre Beschäftigten zur Beachtung der 
rechtlichen Vorgaben anhalten und ihre Bearbeitungsverfahren 
für Nebentätigkeitsanzeigen optimieren. 
 

12.1 Ausgangslage 
 
Das Nebentätigkeitsrecht für Beamte ist in zahlreichen Regelungen1 nor
miert. Im Grundsatz gilt: Jede nicht zum Hauptamt gehörende Tätigkeit  
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen Dienstes ist eine Nebentätigkeit. 
Um zu prüfen, ob eine Nebentätigkeit unter anderem dienstliche Interes
sen beeinträchtigen oder den Beamten zeitlich überlasten kann, sollen 
Nebentätigkeiten einen Monat vor Beginn schriftlich angezeigt werden. 
 
Dies gilt auch für Nebentätigkeiten, die im öffentlichen Dienst ausgeübt 
werden. Denn hier gilt eine Besonderheit: Überschreitet die Summe der 
insgesamt erzielten Vergütung 5.550 € pro Jahr, muss der überschießen
de Betrag an die Hochschule abgeliefert werden. Die Feststellung, ob im 
Einzelfall eine Ablieferungspflicht greift, ist allerdings nicht immer offen

 
1  Regelungen zu Nebentätigkeiten für Beamte sind unter anderem normiert im: Beamten

statusgesetz, im Landesbeamtengesetz, der Nebentätigkeitsverordnung sowie der Hoch
schulnebentätigkeitsverordnung. 
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sichtlich: Denn als öffentlicher Dienst1 gelten nicht nur Bund, Länder und 
Kommunen, sondern unter anderem auch Einrichtungen, deren Kapital 
sich „überwiegend“ im Besitz der öffentlichen Hand befindet oder die 
„überwiegend aus öffentlichen Mitteln“ unterhalten werden. 
 
Um sicherzustellen, dass die Beamten alle für eine Prüfung notwendigen 
Angaben machen, hat die Staatskanzlei Mustervordrucke für Nebentätig
keitsanzeigen erstellt und Durchführungshinweise herausgegeben. Diese 
sind nicht speziell auf die Hochschulen zugeschnitten, können aber auch 
dort verwendet werden. 
 
Für die Tarifbeschäftigten an Hochschulen existiert für Nebentätigkeiten 
lediglich eine Bestimmung im TV-L.2 
Es gilt: Jede neben der Hauptbeschäftigung3 ausgeübte Tätigkeit ist eine 
Nebentätigkeit. Die Tarifbeschäftigten müssen Nebentätigkeiten ebenfalls 
rechtzeitig vorher schriftlich anzeigen, damit die Hochschule prüfen kann, 
ob die Nebentätigkeit untersagt oder mit Auflagen versehen werden muss. 
Für Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst kann eine Ablieferungspflicht 
zur Auflage gemacht werden. Das Finanzministerium hat diesbezüglich in 
einem Erlass darum gebeten, „bei Anzeigen von Nebentätigkeiten im öffent-
lichen Dienst in jedem Fall die Ablieferungspflicht nach der Nebentätig
keitsverordnung zur Auflage zu machen.“ Ebenso wie für die Beamten hat 
die Staatskanzlei Mustervordrucke für Nebentätigkeitsanzeigen herausge
geben. 
 

12.2 Nebentätigkeiten - an Hochschulen weit verbreitet 
 
Der LRH hat die Nebentätigkeiten an folgenden Hochschulen geprüft: 
 
• Fachhochschule Westküste (FH Westküste),  
• Hochschule Flensburg (HS Flensburg), 
• Technische Hochschule Lübeck (TH Lübeck), 
• Hochschule für Angewandte Wissenschaften Kiel (HAW Kiel).4 

  

 
1  Vgl. dazu § 4 NtVO. Um eine bessere Lesbarkeit zu gewährleisten, umfasst die hier ver

wendete Formulierung „Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst“ auch die „gleichgestellten 
Tätigkeiten“ i. S. d. § 4 Abs. 2 NtVO. 

2  § 40 TV-L, dort in Nr. 2 zu § 3. 
3  Der genaue Inhalt der Hauptbeschäftigung ergibt sich aus einer durch die Hochschule 

vorzunehmenden Tätigkeitsbeschreibung. 
4  In einem ersten Schritt wurde an der FH Westküste und der HS Flensburg geprüft (Prüfzeit-

raum 2019 bis 2023). In einem zweiten Schritt erfolgte eine Prüfung bei der TH Lübeck 
und der HAW Kiel (Prüfungszeitraum 2020 bis 2024). 
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Der prozentuale Anteil der jeweils an den Hochschulen Beschäftigten, die 
mindestens eine Nebentätigkeit in einem 5-jährigen Prüfzeitraum ausgeübt 
haben, liegt zwischen 25 und 46 %.1 
 
Die nachfolgende Tabelle weist aus, wie hoch der Anteil des wissenschaft
lichen und nichtwissenschaftlichen Personals an den Hochschulen ist, der 
jeweils mindestens eine Nebentätigkeit angezeigt hat. 
 

Nebentätigkeiten bei wissenschaftlichen und nicht wissenschaftli
chen Beschäftigten in % 

Beschäftigtengruppe FH  
Westküste 

HS  
Flensburg 

TH  
Lübeck 

HAW 
Kiel 

Wissenschaftliches 
Personal 

42 36 38 70 

Nicht wissenschaft-
liches Personal 

11 25 15 30 

Tabelle 16: Nebentätigkeiten bei wissenschaftlichen und nicht wissenschaftlichen Beschäf-
tigten in % 
Quelle: Eigene Berechnung des LRH auf Basis der Angaben der Hochschulen. 

 
Die Ausübung mehrerer Nebentätigkeiten im Prüfungszeitraum bildete 
keine Ausnahme: 
Für insgesamt 129 ausgewählte Beschäftigte der 4 Hochschulen wurde 
ermittelt, dass diese im Prüfungszeitraum insgesamt 503 Nebentätigkeiten 
angezeigt bzw. ausgeübt2 haben. In einem Einzelfall übte ein wissen
schaftlich Beschäftigter 80 Nebentätigkeiten aus. Bei diesen handelte es 
sich größtenteils um wissenschaftliche Vorträge und Publikationen. 
 

12.3 Fehlende und verspätete Anzeigen - bislang kaum sanktioniert 
 
Verspätete oder nicht erfolgte Anzeigen von Nebentätigkeiten können - vor 
allem im Wiederholungsfall - von der Hochschule als Verstöße gegen die 
arbeits- bzw. dienstrechtlichen Pflichten geahndet werden. 
 
Der LRH prüfte anhand der Personallisten der Hochschulen stichproben-
artig, ob es Hinweise darauf gab, dass Beschäftigte Nebentätigkeiten ent
gegen den bestehenden Verpflichtungen nicht angezeigt hatten. Bei der 
Prüfung verwendete er ausschließlich öffentlich verfügbare Quellen.3 

  

 
1  FH Westküste: 32 %; HS Flensburg: 30 %; TH Lübeck: 25 %; HAW Kiel: 46 %. 
2  Fortlaufende Nebentätigkeiten, die bereits vor Beginn des Prüfungszeitraums angezeigt, 

aber noch ausgeübt wurden, sind berücksichtigt. 
3  Es wurden ausschließlich im Internet frei verfügbare Angaben genutzt. 
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Es gab an jeder Hochschule Anzeichen dafür, dass Beschäftigte nicht an
gezeigte Nebentätigkeiten ausüben. Im Verhältnis zur Gesamtbeschäftig-
tenzahl war die FH Westküste besonders auffällig: Der LRH vermutet auf
grund der Prüfungserkenntnisse, dass 14 von den insgesamt 182 Beschäf-
tigten eine Nebentätigkeit nicht angezeigt haben. Dies entspräche einer 
Quote von rund 8 % aller Beschäftigten. 
 
Daneben hat der LRH bei allen Hochschulen eine größere Anzahl deutlich 
verspäteter Nebentätigkeitsanzeigen festgestellt, die zudem in der Regel 
ohne Konsequenzen blieben. 
 
Es besteht ein dringender Handlungsbedarf bei den Hochschulen: Diese 
müssen - nötigenfalls auch durch arbeits- oder dienstrechtliche Sanktionen - 
darauf hinwirken, dass die Beschäftigten ihren Pflichten künftig gewissen
hafter nachkommen. 
 

12.4 Anzeigeverfahren und Bearbeitung: Hohe Fehlerquoten müssen sin
ken 
 
Von den insgesamt 503 vom LRH geprüften Nebentätigkeiten waren 270 
zu beanstanden.1 Über alle 4 Hochschulen betrachtet lag die Fehlerquote 
damit bei 54 %. 
 
Die niedrigste Quote hatte dabei die HS Flensburg mit 44 % Beanstandun-
gen. Die HAW Kiel wies eine Fehlerquote von 53 % auf, gefolgt von der 
TH Lübeck mit 59 %. Die höchste Quote hatte die FH Westküste mit 65 % 
Beanstandungen. 
 
Auffällig war, dass bereits ein hoher Anteil der bei den Hochschulen einge
reichten Anzeigen fehlerhaft oder zumindest unvollständig ausgefüllt war. 
In der weiteren Bearbeitung durch die Hochschulen erfolgte in der Regel 
keine Korrektur bereits vorhandener Defizite. Stattdessen kamen weitere 
Bearbeitungsfehler der Hochschulen hinzu. 
 
Das nachstehende Schaubild stellt die Fehlerquoten zum Verfahrens-
beginn2 und zum Verfahrensende3 für die einzelnen Hochschulen dar. 
 

 
1  Für die jeweilige Hochschule: FH Westküste = 50 von 77; HS Flensburg = 48 von 110, 

HAW Kiel = 140 von 262, TH Lübeck = 32 von 54. 
2  Antragseinreichung durch den Beschäftigten. 
3  Abschluss der Bearbeitung durch die Hochschule. 
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Abbildung 17: Fehlerquote Verfahrensbeginn / Verfahrensende 
Quelle: Eigene Berechnung des LRH auf Basis der Angaben der Hochschulen. 

 
Die hohen Fehlerquoten gerade zu Verfahrensbeginn lassen sich im Er
gebnis auf verschiedene Ursachen zurückführen. 
 
Obgleich alle Hochschulen Informationen zur Verfügung stellen, sind die 
komplexen Regelungen des Nebentätigkeitsrechts den Beschäftigten nicht 
hinreichend vertraut. Erschwerend tritt hinzu, dass einige Hochschulen nicht 
die von der Staatskanzlei herausgegebenen Mustervordrucke zur Anzeige 
von Nebentätigkeiten verwenden, sondern in den hochschuleigenen Vor
drucken auf vorgesehene Angaben verzichten. Damit fehlen aber bereits 
zum Beginn des Verfahrens wesentliche Angaben. 
 
Die Erhöhung der Fehlerquoten durch die weitere Bearbeitung ließ sich 
unter anderem auf folgende Punkte zurückführen: 
 
• Prüfungen, ob Nebentätigkeiten die Beschäftigten übermäßig in An

spruch nehmen oder mit dienstlichen Interessen kollidieren könnten, er
folgten nicht. 

• Angezeigte Nebentätigkeiten (an der eigenen Hochschule) wurden feh
lerhaft nicht dem Hauptamt zugeordnet. 

• Es wurde nicht erkannt, dass Nebentätigkeiten dem öffentlichen Dienst 
zuzurechnen sind und daher eine Ablieferungspflicht bestehen könnte. 

 
Gerade die beiden letztgenannten Fehlerkategorien können auch finanzielle 
Schäden nach sich ziehen: 
An der TH Lübeck übten verschiedene Beschäftigte über mehrere Jahre 
eine vergütete „Nebentätigkeit“ aus. Ein von der TH Lübeck beauftragtes 
Rechtsgutachten kam 2022 zu dem Ergebnis, dass die als Nebentätigkeit 
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wahrgenommenen Aufgaben dem Hauptamt zuzuordnen sind. Aus den 
Erkenntnissen des Gutachtens wurden aufgrund fehlender Abstimmung 
innerhalb der Hochschule bis einschließlich 2025 keine Konsequenzen 
gezogen. Die Tätigkeit wurde - obgleich zum Hauptamt gehörend - weiter 
gesondert vergütet. Erst durch die Prüfung des LRH fiel dieser Umstand 
auf. Im Ergebnis wurden über 68.000 € für Tätigkeiten gezahlt, die bereits 
mit der Vergütung im Hauptamt abgegolten waren. Die TH Lübeck muss 
unverzüglich prüfen, in welcher Höhe noch Rückforderungen möglich sind. 
 

12.5 Fazit 
 
Um die beschriebenen Defizite zu beseitigen, sind verschiedene Maßnah-
men notwendig. 
 
Zunächst müssen die Beschäftigten bezüglich der Anzeige und Ausübung 
von Nebentätigkeiten verstärkt sensibilisiert und bei (wiederholten) Ver
stößen notfalls auch arbeits- und dienstrechtlich sanktioniert werden. Ein 
konsequentes Vorgehen hilft, künftigen Pflichtverletzungen vorzubeugen. 
 
Bei der Bearbeitung der Nebentätigkeitsverfahren muss sichergestellt wer-
den, dass alle für die Bearbeitung erforderlichen Informationen vorliegen. 
Dies bedingt unter anderem auch, dass keine gekürzten Anzeigevordrucke 
verwendet werden. Sinnvoll erscheint eher, stets die aktuellsten Anzeigen
vordrucke der Staatskanzlei zu verwenden. 
 
Für die Aktenführung gelten auch bei Nebentätigkeiten die bekannten 
Grundsätze der Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit. Soweit im Rah
men der Bearbeitung von Nebentätigkeiten verfahrensrelevante Entschei
dungen getroffen werden, sind diese auch zu dokumentieren. 
 
Angesichts der erheblichen Anzahl an Nebentätigkeiten sollten die Hoch
schulen prüfen, wie die Effektivität und zugleich die Effizienz gesteigert 
werden kann. Eine denkbare Variante wäre, zusammen mit dem Wissen
schaftsministerium einen hochschulspezifischen Leitfaden zu Nebentätig
keiten zu entwickeln und diesen allen Beschäftigten der Hochschulen zu
gänglich zu machen. Eine weitere Möglichkeit wäre, im Zusammenwirken 
mit dem Wissenschaftsministerium auf eine strukturelle Vereinfachung der 
Regelungen des Nebentätigkeitsrechts für die Hochschulen hinzuwirken. 
 
Die HAW Kiel und die FH Westküste weisen darauf hin, dass die Erstel
lung eines hochschulspezifischen Leitfadens in einem ersten Schritt hilf
reich sein dürfte. 
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In einem zweiten Schritt solle eine grundsätzliche und strukturelle Verein
fachung des Nebentätigkeitsrechts für die Hochschulen angestrebt wer
den. Dies würde nach Auffassung der FH Westküste auch knappen Per
sonalressourcen in der Hochschulverwaltung Rechnung tragen. 
 
Der LRH bestärkt die Hochschulen darin, mit dem Wissenschaftsministeri
um zügig Gespräche über eine Umsetzung der Vorschläge zu führen. 
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13. Zulagen aus Drittmitteln - verheerende Bilanz 
 
Hochschullehrer können unter bestimmten Voraussetzungen 
Zulagen aus Drittmitteln erhalten. Bei der Gewährung solcher 
Zulagen hat der LRH erhebliche Defizite festgestellt. Fast kein 
Vorgang ist ohne Beanstandungen geblieben. Einige Hochschu
len müssen sich fragen lassen, auf welcher Grundlage sie ihre 
Entscheidungen getroffen haben. Profitiert hat nur ein kleiner 
Kreis von Personen. 
 
Forschungszulagen aus Drittmitteln dürfen nur gewährt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass die Haushalte der Hochschulen 
hierdurch nicht zusätzlich belastet werden. Dies war jedoch bei 
fast keiner der geprüften Zulagen belegt. 
 
Eine schleswig-holsteinische Spezialregelung ermöglicht zudem 
Transferzulagen aus Drittmitteln. Die Regelung sollte gestrichen 
werden: Die Voraussetzungen und Ziele derartiger Zulagen sind 
im Gesetz unklar definiert und ein Bedarf ist nicht erkennbar. 
 

13.1 Forschungszulagen werden nur selten gewährt 
 
Im Zuge der Reform der Professorenbesoldung Anfang der 2000er Jahre 
ist die Besoldungsgruppe W eingeführt worden.1 Diese sah im Vergleich 
zur bis dahin maßgeblichen C-Besoldung zwar niedrigere Grundgehälter 
vor, dafür aber neue flexible Elemente wie z. B. variable Leistungsbezüge. 
Unter anderem erlaubte das neue Besoldungsrecht, Professoren unter 
bestimmten Voraussetzungen auch Zulagen zu gewähren, die aus Drittmit
teln finanziert werden. Drittmittel sind Mittel, die von den Hochschulen 
zusätzlich zum regulären Hochschulhaushalt (Grundausstattung) von 
öffentlichen oder privaten Stellen eingeworben werden. Man wollte damit 
der Entwicklung entgegenwirken, dass die Professoren zum Hauptamt 
gehörende Tätigkeiten in Nebentätigkeiten verlagern, um zusätzliche Ein
nahmemöglichkeiten zu schaffen.2 
 
In Schleswig-Holstein ermöglicht § 37 Besoldungsgesetz Schleswig-
Holstein (SHBesG)3 Zulagen aus Drittmitteln seit 2005 als Forschungs- 
und Lehrzulagen sowie seit 2012 auch als Zulagen für „wissenschaftliche 

 
1  Gesetz zur Reform der Professorenbesoldung (Professorenbesoldungsreformgesetz - 

ProfBesReformG) vom 16.02.2002, BGBl.  I Nr. 11 S. 686 und Gesetz zur Änderung des 
Landesbesoldungsgesetzes vom 16.12.2004, GVOBl. Schl.-H. S. 487. 

2  Vgl. BT-Drs. 14/6852, S. 16 und LT-Drs. 15/3594, S. 16. 
3  Gesetz des Landes Schleswig-Holstein über die Besoldung der Beamtinnen und Beam

ten sowie Richterinnen und Richter (Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein - SHBesG) 
vom 26.01.2012, GVOBl. Schl.-H. S. 153, zuletzt geändert am 08.04.2025, 
GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 54. 
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Transferleistungen in die Wirtschaft“ (kurz: Transferzulagen). Nach den 
Feststellungen des LRH hat allerdings nur ein Teil der staatlichen Hoch
schulen solche Zulagen gewährt. 
 
Für den Zeitraum von 2012 bis 2023 haben 4 der 9 staatlichen Hoch-
schulen dem LRH Zulagen nach § 37 SHBesG gemeldet: Insgesamt 
123 Forschungszulagen und 6 Transferzulagen mit einer gewährten 
Gesamtsumme von 1,28 Mio. €. Lehrzulagen sind hingegen nicht gewährt 
worden. 
 
Dabei fällt zunächst vor allem eines auf: Profitiert hat von solchen Zulagen 
nur ein sehr kleiner Personenkreis. Die im Zeitraum von 10 Jahren 
gewährten Zulagen verteilen sich auf 39 Professoren. Bei mittlerweile weit 
mehr als 1.000 Professoren an den Hochschulen des Landes sind dies 
nicht einmal 4 %. Betrachtet man die Verteilung der ausgezahlten Mittel, 
zeigt sich eine noch deutlich stärkere Konzentration der Mittel auf wenige 
Akteure: 13 der insgesamt 39 Professoren haben 83,6 % der Gesamt
summe erhalten. Auch in dieser Gruppe ist die Verteilung noch einmal 
ungleichmäßig, denn über 50 % der landesweiten Gesamtsumme entfielen 
auf nur 4 Personen. 
 

13.2 Forschungszulagen sollten die Haushalte der staatlichen Hoch-
schulen nicht belasten 
 
Die Gewährung von Forschungszulagen ist an bestimmte gesetzliche 
Voraussetzungen gebunden; § 37 Abs. 1 SHBesG: 
 
• Ein Hochschullehrer der Besoldungsordnung W (in der Regel ein Pro

fessor) muss Mittel privater Dritter für ein Forschungsvorhaben der 
Hochschule eingeworben haben. 

• Der Hochschullehrer muss das Forschungsvorhaben im Rahmen s 
eines Hauptamts an der Hochschule selbst durchführen. 

• Der Drittmittelgeber muss die Verwendung der zugesagten Mittel aus
drücklich auch für die Verwendung als persönliche Zulage für den 
Hochschullehrer vorgesehen haben. 

• Neben den Kosten für das Forschungsvorhaben müssen auch die 
Zulagenbeträge vollständig durch die eingeworbenen Drittmittel 
gedeckt sein.  

 
Der LRH hat etwa die Hälfte der gewährten Forschungszulagen geprüft 
(geprüftes Zulagenvolumen 0,71 Mio. €). Das Ergebnis ist verheerend. Nur 
bei einer einzigen waren alle genannten Voraussetzungen für die 
Zulagenentscheidung nachgewiesen. 
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13.2.1 Deckung der Zulagen nicht belegt 
 
Fast alle Forschungszulagen waren im Hinblick auf einen zentralen Aspekt 
zu beanstanden: Es fehlte der Nachweis der hinreichenden Deckung der 
Zulage. Nur in 2 Fällen war zum Zeitpunkt der Entscheidung belegt, dass 
sowohl die beantragte Zulage als auch alle Kosten des eingeworbenen 
Projekts aus den zugesagten Drittmitteln gedeckt werden können. Eine 
solche Aussage kann fundiert nur dann getroffen werden, wenn die Kosten 
des geplanten Projekts bekannt sind. Die Projektkosten müssen zu diesem 
Zweck korrekt ermittelt werden. In vielen Fällen konnten die Hochschulen 
aber schon gar keine Kostenkalkulationen zu den betroffenen Projekten 
vorlegen. 
 
Soweit Kalkulationsunterlagen vorhanden waren, waren diese fast immer 
unvollständig oder nicht korrekt. Häufigster Fehler: Die Hochschulen 
haben viel zu niedrige Ansätze zur Abdeckung der Gemeinkosten der 
Hochschule veranschlagt. Oft ist mit pauschalen Zuschlägen von nur 10 
oder 15 % auf die direkten Kosten des Projekts kalkuliert worden, obwohl 
nach der Kostenrechnung der Hochschule Zuschläge von 50 % und mehr 
angezeigt gewesen wären. In der Folge sind die Projekte viel zu günstig 
kalkuliert worden. Bei knappen Kalkulationen führt dies zwangsläufig dazu, 
dass die bewilligten Zulagen nicht aus den Drittmitteln gedeckt werden 
können, sondern die Haushalte der Hochschulen belasten. 
 
Oft waren die Projektkalkulationen auch deshalb zu beanstanden, weil sie 
bei den Personalkosten nur Ansätze für zusätzlich einzustellendes Per-
sonal enthielten, nicht aber die anteiligen Kosten für das im Projekt einge
plante Bestandspersonal. 
 
Mit dem gesetzlich verankerten Hinweis auf die erforderliche Deckung der 
Kosten wollte der Gesetzgeber sicherstellen, dass die Forschungszulagen 
keine zusätzliche Belastung für den Haushalt der jeweiligen Hochschule 
darstellen. In der Praxis wurde diesem Ziel kaum Rechnung getragen. 
 
Denn fast alle Zulagen sind bewilligt worden, obwohl die voraussichtlichen 
Kosten der Projekte fehlerhaft, unvollständig oder überhaupt nicht ermittelt 
waren. 
 
2 Hochschulen weisen darauf hin, dass der LRH in seiner Prüfung einen 
sehr langen Zeitraum betrachtet hat. Die Anwendung der Vollkostenrech
nung für die Kalkulation von Forschungsprojekten habe sich in der Praxis 
zwischenzeitlich fortentwickelt. Eine Hochschule betont, dass man bereits 
2018 den Gemeinkostenansatz hochschulweit deutlich erhöht habe, um 
die Kosten wirtschaftlicher Projekte auskömmlicher abzubilden. Für die 
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Jahre 2010 bis 2025 führe man aktuell eine Aufarbeitung der einzelnen 
Projekte durch - erst danach werde sich feststellen lassen, ob und welche 
Zulagen den Hochschulhaushalt tatsächlich belastet haben. 
 
Der LRH merkt hierzu an: Die Aufarbeitung dieses Aspekts hängt davon 
ab, ob die Ist-Kosten der - zum Teil länger zurückliegenden - Projekte im 
Nachhinein noch ermittelt werden können. Im Rahmen der Prüfung wur
den von dieser Hochschule keine Informationen zu den Ist-Kosten der Pro
jekte zur Verfügung gestellt. Eine reine Betrachtung von Finanzströmen 
reicht zudem nicht aus, um tatsächliche Belastungen der Hochschulen zu 
messen. Auch der Einsatz von Bestandspersonal für Projekte Dritter stellt 
eine zusätzliche Inanspruchnahme von Ressourcen dar. 
 
Auch das Wissenschaftsministerium kritisiert, dass der LRH eine 
Belastung der Hochschulhaushalte nicht „mit konkreten Zahlen“ nachwei
sen könne. 
 
Der LRH bleibt bei seinen Feststellungen: Soweit es Planzahlen zu den 
Projekten überhaupt gab, war schon diesen in vielen Fällen zu entnehmen, 
dass die gewährten Zulagen nicht aus den Drittmitteln gedeckt sein  
konnten. Wenn diese Projekte wie geplant durchgeführt worden sind, 
muss davon ausgegangen werden, dass die gewährten Zulagen aus den 
Grundhaushalten getragen wurden. Die Beweislast liegt bei den Hoch
schulen. Es ist ihre gesetzlich normierte Aufgabe, durch korrekte Verfah
ren auszuschließen, dass die gewährten Forschungszulagen zulasten der 
Hochschulen gehen, und dies selbst nachvollziehbar zu belegen. Das 
haben die Hochschulen versäumt. 
 

13.2.2 Weitere materiellrechtliche Mängel 
 
Der LRH hat darüber hinaus weitere Mängel beanstandet:  
 
• Oft war nicht klar, ob die durch die Zulage begünstigen Professoren 

das betreffende Projekt tatsächlich selbst durchführen sollten bzw. 
durchgeführt haben. Häufig war deren Rolle ohne Konkretisierung bloß 
als „Leitung“ beschrieben. 
Dieser Begriff wurde zum Teil auch dann verwendet, wenn erkennbar 
war, dass die Durchführung des Vorhabens einem Doktoranden über
tragen war. Erbringt ein Doktorand die eigentliche Forschungsleistung 
im Rahmen seiner Dissertation, ist die „Durchführung“ dieses Projekts 
durch den betreuenden Professor und damit die Forschungszulage 
aber ausgeschlossen. 
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• In vielen Fällen fehlte eine klare Aussage des Drittmittelgebers dazu, 
dass Teile der vertraglichen Leistung als persönliche Zulage verwendet 
werden durften. 

• Bei mehreren Projekten war der Forschungscharakter zweifelhaft. 
Tätigkeiten mit reinem Dienstleistungscharakter, wie die laufende 
Betreuung eines Newsletters, genau umschriebene Laborleistungen 
oder Programmierarbeiten an einer App, unterfallen nicht dem Begriff 
der Forschung. 

• Es sind auch Forschungszulagen für „alte“ Projekte bewilligt worden, 
die schon eingeworben worden waren, als der Professor noch in der 
C-Besoldung war und tatbestandlich daher kein Dienstverhältnis in der 
W-Besoldung vorlag. Dieses ist aber eine zwingende Voraussetzung. 

 
Im Ergebnis hat der LRH festgestellt, dass 98 % der geprüften 
Forschungszulagen aufgrund einer oder mehrerer fehlender Vorausset
zungen nicht hätten gewährt werden dürfen. 
 

13.3 Eine schleswig-holsteinische Besonderheit: Transferzulagen 
 
In Schleswig-Holstein existiert mit der Transferzulage ein bundesweites 
hochschulrechtliches Unikum. „Wissenschaftliche Transferleistungen in die 
Wirtschaft“ können durch Zulagen aus Drittmitteln „prämiert“ werden, wenn 
dies „bei der Prämierung“ so vorgesehen ist. Bisher wurde von diesem 
Instrument kaum Gebrauch gemacht. Zu 6 gemeldeten Transferzulagen 
kam noch eine weitere, die falsch bei den Forschungszulagen zugeordnet 
worden war. Von diesen 7 Fällen hat der LRH 5 untersucht. 
 
Bei 2 als solche gemeldeten Zulagen stellte sich heraus, dass der Zula
gentyp unklar war - von „Transfer“ war bei der Bewilligung jedenfalls keine 
Rede. Von den verbliebenen 3 Fällen in der Stichprobe war einer eindeutig 
rechtswidrig und 2 mit erheblichen rechtlichen Zweifeln behaftet. Diese 
wenigen tatsächlichen Anwendungsfälle offenbaren das grundsätzliche 
Problem dieser Regelung: ihre Unbestimmtheit. 
 
Schon der Begriff der „wissenschaftlichen Transferleistung“ ist nicht näher 
definiert. Reicht es hierfür schon aus, wenn unter Anwendung wissen-
schaftlicher Methoden und Forschungsergebnissen Dienstleistungen  
erbracht werden? Dann könnte allerdings praktisch für jede wirtschaftliche 
Betätigung einer Hochschule, die auf wissenschaftlichen Methoden beruht, 
eine solche Zulage gewährt werden. 
 
Was soll eine „Prämierung“ sein? Entfällt der offenbar beabsichtigte 
„Belohnungs-“Charakter der Zulage, wenn die Hochschule selbst eine  
solche Prämie in ihr Vertragsentgelt einkalkuliert? Kommt ein Transfer  
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„in die Wirtschaft“ auch dann in Betracht, wenn der Auftraggeber die 
öffentliche Hand ist? 
 
Für die Klärung dieser Fragen bieten das Gesetz oder die Gesetzes-
begründung keine Anhaltspunkte.1 Die Vorschrift ist in der vorliegenden 
Form nicht rechtssicher zu handhaben. Eine einheitliche Handhabung ist 
nicht sichergestellt, was dazu führen kann, dass vergleichbare Sach-
verhalte in verschiedenen Hochschulen völlig unterschiedlich bewertet 
werden. Wenn es nicht gelingt, die Voraussetzungen, die die Gewährung 
einer solchen Zulage rechtfertigen sollen, im Gesetz klar zu konturieren 
und auch die Zielrichtung der Regelung zu verdeutlichen, dann sollte 
§ 37 Abs. 2 SHBesG gestrichen werden. Ohnehin ist ein Bedarf für diese 
bundesweit einmalige Zulageform nicht erkennbar. 
 

13.4 Viele Entscheidungen sind nicht nachvollziehbar - offenkundige Feh
ler werfen Fragen auf 
 
Neben den zahlreichen materiellen Rechtsfehlern hat der LRH auch Ver
fahrensfehler beanstandet. Von besonderem Gewicht ist die fast durch-
gehend ungenügende Dokumentation der Entscheidungsprozesse, sowohl 
bei den Forschungs- als auch bei den Transferzulagen. In sehr vielen  
Fällen hat dies zu nicht nachvollziehbaren Entscheidungen geführt. Bei 3 
der 4 geprüften Hochschulen war nicht erkennbar, dass sich diese über
haupt näher mit den gesetzlichen Voraussetzungen der jeweils beantrag
ten Zulageart auseinandergesetzt haben. 
 
In einer Reihe von Fällen waren gleich mehrere gesetzliche Vorausset
zungen für die gewährten Zulagen - zum Teil völlig offenkundig - nicht 
erfüllt. Eine größere Zahl von Zulagen ist zum Beispiel rückwirkend zu 
teilweise sehr alten und überwiegend längst erledigten Drittmittelverträgen 
bewilligt worden. Einer dieser Verträge war so alt, dass er schon 
geschlossen war, bevor das Land 2005 erstmals eine Rechtsgrundlage für 
Forschungszulagen geschaffen hat. Keiner dieser Alt-Verträge sah eine 
persönliche Zulage vor. Zudem lag in fast all diesen Fällen bei Einwerbung 
der Drittmittel noch gar kein Dienstverhältnis in der W-Besoldung vor 
(vgl. Tz. 13.2.2). Schon aus diesen Gründen hätten Forschungszulagen 
nicht gewährt werden dürfen. Ohnehin konnten für keinen der betroffenen 
Drittmittelverträge Kostenkalkulationen vorgelegt werden. Dennoch sind 
alle Anträge ohne eine erkennbare Auseinandersetzung mit diesen 
kritischen Punkten positiv beschieden worden. 
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 17/1267, S. 276. 
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Die Hochschulen müssen ihre bisherige Bewilligungspraxis gründlich auf
arbeiten. Sie müssen - soweit rechtlich noch möglich - die Rücknahme der 
Entscheidungen und die Rückforderung der gezahlten Beträge prüfen. 
Zudem sind sie gemeinsam mit dem Wissenschaftsministerium aufgefor
dert zu prüfen, in welchen Fällen noch Haftungsansprüche gegen Betei-
ligte in Betracht kommen und ob im Einzelfall sogar die Einleitung diszipli
nar- und strafrechtlicher Schritte angezeigt sein könnte. Wenn auch 
weiterhin Zulagen nach § 37 SHBesG gewährt werden sollen, müssen die 
Hochschulen die gesetzlichen Vorgaben künftig beachten und dies auch 
sorgsam dokumentieren. Hierfür braucht es in den Hochschulen künftig 
vor allem klare Regeln, also Ausführungshinweise oder Dienstanweisun
gen für die damit befassten Mitarbeiter und Hochschulgremien. 
 
Alle Hochschulen, die auch künftig Forschungszulagen aus Drittmitteln 
gewähren möchten, müssen vor der Bewilligung sicherstellen, dass die 
Deckung der Zulage aus den Drittmitteln gewährleistet ist, und sollten dies 
zudem auch nach Projektabschluss auf der Basis der tatsächlichen Kosten 
noch einmal überprüfen. Nur dann ist sichergestellt, dass nicht letztlich die 
Hochschule selbst die gewährte Zulage getragen hat. Nur in einer der 
geprüften Hochschulen ist dies auch schon bisher so gehandhabt worden. 
 
Eine Hochschule berichtet, dass sie im Rahmen der Aufarbeitung der 
Prüfungsergebnisse eine sehr hohe Einzelzulage bereits in voller Höhe 
vom Empfänger zurückgefordert habe. Wie der Stand der Aufarbeitung der 
weiteren Fälle dort ist, bleibt offen. Allerdings macht diese Hochschule 
deutlich, dass sie die rechtliche Bewertung des LRH in verschiedenen Ein
zelfragen nicht teilt. Für die Zukunft arbeite man an veränderten Prozes
sen sowie klaren Vorgaben und Checklisten als Grundlage für zukünftige 
Prüfvermerke. Hierbei sei man schon weit vorangekommen. 
Eine andere Hochschule berichtet, dass sie vor dem Hintergrund der 
Feststellungen des LRH die Gewährung von Zulagen aus Mitteln privater 
Dritter vorläufig eingestellt habe. Man prüfe derzeit sämtliche Vorgänge im 
Prüfzeitraum im Hinblick auf die formellen und materiellen Voraussetzun
gen der Zulagengewährung. Zu Ergebnissen könne man noch keine kon
solidierten Aussagen machen. 
 
Das Wissenschaftsministerium kündigt an, sich mit den Hochschulen 
auf grundsätzliche Leitlinien für die künftige Zulagengewährung zu ver
ständigen sowie gegebenenfalls die gesetzlichen Grundlagen anzupassen. 
Die Aufarbeitung der geprüften Einzelfälle sei aber primär Angelegenheit 
der jeweiligen Hochschule. Im Übrigen wird das Problem vom 
Wissenschaftsministerium anders eingeordnet und die Darstellung durch 
den LRH kritisiert. Es sei mitnichten so, dass die Hochschulen insgesamt 
grundlegende Probleme bei den Forschungs-, Lehr- und Transferzulagen 
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hätten. Die Feststellungen beträfen nur einen relativ kleinen Personen
kreis. 
 
Der LRH hält an seinen Feststellungen und den daraus folgenden Bewer
tungen uneingeschränkt fest. Es ist nicht nachvollziehbar, wie das Wis
senschaftsministerium zu dem Schluss gelangen kann, es liege kein 
grundlegendes Problem bei dieser Form von Zulagen vor, wenn tatsäch
lich etwa die Hälfte aller gewährten Zulagen geprüft wurde und davon 
98 % der Forschungszulagen zu beanstanden sind. Ebenso wenig ist 
nachvollziehbar, warum es ein entlastendes Argument sein soll, dass nur 
ein kleiner Kreis von Personen von rechtsfehlerhaft gewährten Zulagen in 
erheblicher Höhe profitiert hat. 
 
Auch wenn die Aufarbeitung der Einzelfälle in den einzelnen Hochschulen 
stattfinden muss, steht das Wissenschaftsministerium als Rechtsaufsicht 
dennoch in der Verantwortung. Es sollte sich dabei nicht nur auf die Bera
tung der Hochschulen in Einzelfragen beschränken, sondern aktiv auf eine 
zügige und vollständige Aufarbeitung hinwirken. 
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14. Schulgirokonten - Richtlinie noch nicht ausgereift 
 

Die vom Bildungsministerium 2020 erlassene Schulgirokonten-
Richtlinie wird bisher von 30 % der Schulen umgesetzt. Nach wie 
vor ist die Nutzung von Privat- und Treuhandkonten weit verbrei
tet, da die Nutzung von Schulgirokonten nicht verpflichtend ist. 
Insbesondere Privatkonten bergen aber Risiken, beispielsweise 
bei Tod oder Insolvenz des Kontoinhabers. Einen verlässlichen 
Pfad hin zu einer einheitlichen Lösung hat das Bildungs-
ministerium trotz interner Überlegungen bisher noch nicht skiz
zieren können. 
 
Einrichtungshemmnisse sind laut Schulen vor allem die in den 
allermeisten Fällen anfallenden Kontoführungsgebühren, die die 
Schulen selbst tragen müssen, obwohl sie hierfür kein Budget 
haben. Nur in Ausnahmefällen stellen die Schulträger ihren 
Schulen auf freiwilliger Basis ein Schulgirokonto zur Verfügung 
und/oder übernehmen die Bewirtschaftung desselben. 
 
Es entstehen in der Praxis für die Beteiligten bei dem Thema 
Schulgirokonten administrative Herausforderungen. Im Ergebnis 
fehlt bisher eine niederschwellige und flächendeckend umset
zungsfähige Vollzugslösung für die Schulen. 
 
Um in Zukunft eine geeignete Lösung zu schaffen und die Nut
zung von Privatkonten zu vermeiden, sieht der LRH verschie-
dene Handlungsoptionen zur Neugestaltung der Richtlinie. Aller
dings sollte das Land ein Nebeneinander von reglementierten 
Schulgirokonten und der ungeregelten Nutzung von Privat- und 
Treuhandkonten an Schulen mit vergleichbaren Kontoaktivitäten 
nicht dauerhaft dulden. 

 
14.1 Ausgangslage 

 
Die vom Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium) erlassene Schulgirokonten-
Richtlinie1 ermöglicht den öffentlichen Schulen, ein Schulgirokonto im 
Namen des Landes (Kontoinhaber) zu eröffnen.  

  

 
1  Richtlinie Einrichtung und Führung von Girokonten bei Kreditinstituten durch öffentliche 

Schulen (Schulgirokonten) - Änderungsfassung Schulgirokonten-Richtlinie vom 
18.03.2022. Richtlinie zur Einrichtung und Führung von Schulgirokonten bei Kreditinstitu
ten durch öffentliche Schulen (Schulgirokonten) vom 02.03.2020. 
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Grund: Seit Jahren bestehen - nicht nur in Schleswig-Holstein - Unklarhei
ten bezüglich der Verwaltung und Bewirtschaftung von Geldern Dritter, 
z. B. von Mitteln für Klassenfahrten, Schulveranstaltungen, Beiträgen für 
Lehr- und Lernmittel usw. Für diese Zahlungsströme regelt die Richtlinie 
nun unter anderem die Bereiche Kontoführung, Vertretungsbefugnis, Be
wirtschaftungsgrundsätze und Rechenschaftslegung. 
 
In der Regel handelt es sich bei den Geldern auf Schulgirokonten um 
zweckgebundene Mittel von Eltern oder Einnahmen aus Schulveranstal
tungen. Landesmittel und kommunale Mittel dürfen - anders als projekt-
bezogene EU-Fördermittel - über die Schulgirokonten nicht ein- und aus
gezahlt werden. 
 
Obwohl die Richtlinie bereits 2020 erlassen wurde, führen nur 216 von 775 
öffentlichen Schulen ein Schulgirokonto im Sinne der Richtlinie. Dies hat 
der LRH zum Anlass genommen, die Umsetzung der Richtlinie und deren 
Geeignetheit zu prüfen. Die Prüfung des LRH erstreckte sich auch auf 
mögliche Einrichtungshemmnisse für Schulgirokonten. In einer Stichprobe 
hat der LRH insgesamt 270 Schulen eingehender befragt. Das Bildungs
ministerium hat nach eigener Aussage eine geplante Überarbeitung der 
Richtlinie aufgrund der Prüfung des LRH zurückgestellt, um die Erkennt
nisse in die Novellierung einfließen lassen zu können. 
 
In der schulischen Praxis (und auch bei den Kreditinstituten für den 
Bereich Schule) werden folgende Arten von Konten unterschieden und 
genutzt: 
 
• Die Schulgirokonten, die im Sinne der Richtlinie geführt werden und 

deren Vorgaben und Regelungen unterliegen. Kontoinhaber der Schul-
girokonten ist das Land. Diese Konten werden weit überwiegend bei 
Sparkassen und Volksbanken geführt.  
Die Richtlinie sieht vor, dass eine Schule Unterkonten zum Schul-
girokonto einrichten darf, auch die Führung mehrerer Schulgirokonten 
ist möglich, sofern keine Unterkonten eingerichtet werden können. 
Schulgirokonten sind die juristisch sicherste und insgesamt risiko-
ärmste Lösung. Gleichzeitig sind die Schulgirokonten für die Schulen 
die am aufwendigsten zu führenden Konten, da eine Reihe von Vor-
gaben (Aufzeichnungspflichten, Anfertigen von Jahresabschlüssen, 
Rechenschaftslegung, Einhaltung des 4-Augen-Prinzips usw.) einge
halten werden müssen. 
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• Treuhänderisch verwaltete Konten (im Folgenden Treuhandkonten 
genannt), von Schulen und Kreditinstituten häufig bezeichnet als Klas
sen- oder Klassenfahrtskonten. Diese Konten werden von Lehrkräften, 
Schulleitungen oder auch Elternvertretern bzw. von Fördervereinen der 
Schulen eröffnet und verwaltet. Treuhandkonten sind weitgehend 
rechtssicher, insbesondere dann, wenn es bei dem Kreditinstitut als 
solches ausgewiesen ist (offenes Treuhandkonto).  
Gelder von Eltern sind z. B. im Fall der Privatinsolvenz des Treuhän
ders/Kontoinhabers geschützt. Die Treuhandkonten unterliegen nicht 
den Vorgaben der Schulgirokonten-Richtlinie und sind daher für die 
Schulen weniger bürokratisch. Auch für die Kreditinstitute sind die 
schulischen Treuhandkonten einfacher in der Handhabung und unter
liegen nicht den umfangreichen Regularien wie die Schulgirokonten. 
 

• Privatkonten, die von Lehrern oder Schulleitungen für private Zwecke 
unterhalten werden und auf die Eltern z. B. Gelder für Klassenfahrten 
einzahlen. Die Privatkonten bergen das größte Risiko, da z. B. im Fall 
der Privatinsolvenz das einbezahlte Geld verloren ist. Auch zweckent
fremdete Nutzung bzw. Veruntreuung von Geldern ist leichter möglich. 

 
Das Bildungsministerium weist ergänzend darauf hin, dass die in der 
Schulgirokonten-Richtlinie normierten Aufzeichnungs- und Rechnungs-
legungspflichten in erster Linie die grundsätzlichen Anforderungen an den 
Umgang mit treuhänderisch verwalteten Geldern konkretisieren und struk
turieren. Diese Grundsätze ergäben sich zivilrechtlich aus einem Treu
handverhältnis, unabhängig davon, auf welcher Art von Konto das Geld 
dabei verwaltet werde. 
 
Bei dem Vergleich der unterschiedlichen Konten sei zudem zu berücksich
tigen, dass „privat geführte“ Treuhandkonten (immerhin) zivilrechtlichen 
Aufzeichnungs- und Rechenschaftslegungspflichten unterliegen. 
 
Im Übrigen - so das Bildungsministerium - eröffne der Erlass der Schul-
girokonten-Richtlinie im Jahr 2020 den Schulen in Schleswig-Holstein 
erstmals überhaupt die Möglichkeit (trotz der Eigenschaft als nicht-
rechtsfähige Anstalten des Schulträgers), eigene Konten - bevollmächtigt 
durch das Land - zu führen. 
 

14.2 Regional große Unterschiede bei der Nutzung von Schulgirokonten 
 
Lediglich 30 % der öffentlichen Schulen nutzen ein Schulgirokonto. Dabei 
gibt es sowohl schulartbezogene als auch regionale Unterschiede. Wäh
rend die Grund- und Gemeinschaftsschulen nur zu einem Viertel ein 
Schulgirokonto führen, sind es bei den Gymnasien die Hälfte, bei den 
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Berufsbildenden Schulen (ohne Regionale Berufsbildungszentren (RBZ)) 
knapp drei Viertel. 
 
Regionale Unterschiede bezüglich der Führung von Schulgirokonten kön
nen z. B. dadurch begründet sein, dass die ortsansässigen Kreditinstitute 
kein Schulgirokonto anbieten, die Gebühren dafür als zu hoch erscheinen 
oder Schulen von ihrer Schulaufsicht nicht ausreichend für das Thema 
sensibilisiert sind. Während in der Stadt Flensburg fast alle Schulen über 
ein Schulgirokonto verfügen, sind es in Lübeck nur 12 %, im Kreis Herzog
tum Lauenburg sogar nur 7 %. 
 
Da das Bildungsministerium keine zentrale Liste über die Schulgirokonten 
führt, lagen dort keine validen Daten über die schulartbezogenen und regi
onalen Unterschiede vor. 
 
Das Bildungsministerium verweist darauf, dass die Veröffentlichung der 
Schulgirokonto-Richtlinie in die Anfangsphase der Corona-Pandemie fiel, 
was die Einführung erschwert habe. Vor diesem Hintergrund stufe es die 
Nutzung von Schulgirokonten durch 30 % der Schulen als einen beacht-
lichen Fortschritt ein, wenn auch insgesamt die Einschätzung geteilt 
werde, dass noch weiterer Entwicklungs- und Kommunikationsbedarf 
bestehe. 
 

14.3 Richtlinie in der Praxis nur schwer umsetzbar 
 
Knapp ein Drittel der befragten Schulen, die über ein Schulgirokonto ver
fügen, geben an, dass die Richtlinie und die dazugehörigen Vordrucke1 
nicht praxistauglich seien. Vor allem bemängeln die Schulen den hohen 
Aufwand, der durch die Bewirtschaftung des Schulgirokontos und die 
Umsetzung der Richtlinie entsteht, insbesondere die Erstellung des Jah
resabschlusses sowie der Prüfungsberichte und Einhaltung des 4-Augen-
Prinzips. 
 
Die meisten Posten, die über Schulgirokonten abgewickelt werden, sind 
Gelder für Klassenfahrten. Hierfür werden den Eltern teilweise Raten-
zahlungen (auch über ein Schuljahresende hinaus) ermöglicht, was ein 
umfangreiches Controlling aufgrund der hohen Zahl von Buchungen erfor
dert. 
 
Die Richtlinie sieht die Bewirtschaftung des Schulgirokontos durch Schul
leitungen und einzelne, von der Schulleitung beauftragte Lehrkräfte vor. 
Für den LRH erscheint die Wirtschaftlichkeit fraglich, da in der öffentlichen 

 
1  Der Richtlinie sind als Anlage verschiedene Mustervordrucke beigefügt, die die Schulen 

als Vorlage für ihre Aufzeichnungspflichten usw. nutzen können. 
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Verwaltung derartige Tätigkeiten in der Regel nicht von Beamten der 
höheren Besoldungsgruppen ausgeführt werden. Zudem gaben viele 
befragte Schulleitungen und Lehrkräfte an, dass eine Verwaltungskraft, 
z. B. die Schulsekretärin, häufig viel besser für die Kontobewirtschaftung 
qualifiziert wäre. 
 
Nur in wenigen Fällen haben sich Schulträger bereit erklärt, ihren Schulen 
ein Schulgirokonto zu eröffnen und zu bewirtschaften. 
 
Neben den administrativen Schwierigkeiten sind auch die Kontoführungs
gebühren für viele Schulen ein großes Problem. Vorgesehen ist laut Richt
linie eine kostenfreie Führung des Schulgirokontos. Sollten Kosten im 
Zusammenhang mit der Kontoführung entstehen, müssen diese von der 
Schule selbst getragen werden. Aus welchen Mitteln bleibt unklar, denn 
Schulen verfügen über kein eigenes Budget für derartige Ausgaben. 
 
Die konkreten Gebühren bzw. Tarife werden von den einzelnen Kreditinsti
tuten selbst festgelegt. Die Gebühren für Schulgirokonten einschließlich 
Unterkonten liegen im Durchschnitt bei 150 € jährlich und bewegen sich in 
einer Spannbreite von 50 € und 1.400 € pro Jahr. Bezahlt werden sie der
zeit aus unterschiedlichen Quellen, z. B. aus Einnahmen von Schulfesten, 
durch den Schul-/Förderverein, durch den Schulträger, aber auch aus 
Elternspenden. 
 
Das Interesse daran, Verwaltungsaufwand zu reduzieren, wird laut  
Bildungsministerium mit den Pflichten abzuwägen sein, die sich grund
sätzlich aus der treuhänderischen Verwaltung von Geld in teils erheblicher 
Höhe ergäben. Aufzeichnungs- und Prüfpflichten könnten in dieser 
Konstellation rechtlich nie vollständig entfallen und ohne Dokumentation 
ließen sich diese Pflichten weder erfüllen noch nachweisen.  
 
Erwogen werden könnten unter anderem Vereinfachungen unterhalb  
geringfügiger Wertgrenzen. Bereits in der derzeit geltenden Fassung der 
Richtlinie sei im Übrigen die Möglichkeit enthalten, für kleine Schulen von 
der Richtlinie abweichende Regelungen zu treffen. 
 
Zudem verweist es auf die Kostenspanne der Kontoführungsgebühren, die 
eine einheitliche Lösung im Hinblick auf eine Finanzierung erschwere. Die 
Bestimmung eines Durchschnittswerts wäre letztendlich für die konkrete 
Finanzierung nicht definitiv aussagekräftig. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Sichtweise, dass ein unaufwendiges Verfahren 
und eine klare Regelung zur Übernahme der Kontoführungsgebühren die 
Akzeptanz des Schulgirokontos erhöhen würden. 
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14.4 Nutzung von Privat- und Treuhandkonten  
 
Sowohl Schulen, die über ein Schulgirokonto verfügen, als auch Schulen 
ohne Schulgirokonto nutzen nach wie vor Privatkonten, was durch die 
Richtlinie eingeschränkt werden sollte. Auch Treuhandkonten (sogenannte 
„Klassenkonten“ oder „Klassenfahrtskonten“) sind vielfach vorhanden. 
 
Explizit nach der Nutzung von Privatkonten befragt, bejahen dies 42 % der 
geprüften Schulen ohne Schulgirokonto.1 
 
Das Bildungsministerium hält die Erkenntnisse des LRH zur Nutzung 
von Privatkonten für nicht eindeutig, da der LRH davon ausgehe, dass Pri
vatkonten in dem Sinne zu verstehen seien, dass auch persönliche Gelder 
einer Lehrkraft auf diesem Konto verwaltet würden; abzugrenzen seien 
diese von den „privat geführten“ Treuhandkonten. 
 
Der LRH empfiehlt, Schulen deutlicher als bisher auf die Unterscheidung 
der Kontenarten hinzuweisen, diese in der Richtlinie entsprechend zu defi
nieren und die Nutzung von Privatkonten (auf denen gleichzeitig persön-
liche Gelder bewirtschaftet werden) zu untersagen.  
Die örtlichen Erhebungen des LRH haben durchaus ergeben, dass rein 
private Konten der Lehrkräfte für schulische Zwecke genutzt werden. 
 
Die weit verbreiteten Treuhandkonten werden oft von den Schulen und 
Kreditinstituten präferiert, da sie weniger Vorgaben unterliegen als Schul
girokonten und damit für die Schulen unbürokratischer und weniger 
arbeitsintensiv sind. Die Schulen müssen z. B. für diese Konten keine 
Prüfberichte oder Jahresabschlüsse anfertigen. Außerdem sind diese Kon
ten häufig gebührenfrei und dadurch attraktiver für die Schulen. 
 
Die Prüfung des LRH hat ergeben, dass - unabhängig von der Kontenart - 
die Verantwortlichen grundsätzlich sorgfältig mit den Geldern Dritter 
umgehen. 
 
Offen bleibt, welchen Anspruch das Bildungsministerium bezüglich der 
Schulgirokonten-Richtlinie hat und ob es trotz der Einführung der Richtlinie 
eine „Nebenwelt“ anderer Konten dauerhaft dulden will, sodass die 
einzelne Schule jeweils vor die Wahl gestellt wird, welche Kontenart 
genutzt werden soll. 
 
Das Bildungsministerium sieht durch das bisherige Nebeneinander von 
Schulgirokonten und anderen Konten den Sinn und die Geeignetheit der 

 
1  Es wird - aufgrund von Nachfragen von Schulleitungen - vermutet, dass die Dunkelziffer 

der Nutzung von Privatkonten eher noch höher liegt. 
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Richtlinie aus den obigen Erwägungen nicht grundsätzlich infrage gestellt. 
Es teile aber die Auffassung, dass weiterer Anpassungs- und 
Kommunikationsbedarf gegeben sei, zu dem die Prüfung des LRH nun 
weitere Aspekte aufgezeigt und Anregungen zu Modellen gegeben habe, 
die einer umfassenden Prüfung bedürften. 
 

14.5 Wie machen es andere Länder? 
 
Nahezu alle Bundesländer haben Regelungen hinsichtlich der Einrichtung 
schulischer Konten getroffen. Viele davon ähneln der schleswig-
holsteinischen Richtlinie - verbunden mit den gleichen Problemen. Treu
händerisch verwaltete Klassenkonten sind auch in anderen Ländern weit 
verbreitet und werden (z. B. in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz) 
von dem jeweils zuständigen Ministerium sogar empfohlen. Die stark risi
kobehaftete Nutzung von Privatkonten kommt ebenfalls in anderen Län
dern vor, nur wenige Länder (z. B. Bayern, Hessen) untersagen ausdrück
lich die Nutzung von Privatkonten. 
 
In Hessen dürfen nur Konten geführt werden, die gemäß der dort gelten
den Richtlinie vorgesehen sind (vornehmlich Schulgiro- bzw. sogenannte 
Drittmittelkonten); die Nutzung von Privatkonten ist untersagt, treuhände
risch geführte Klassenkonten unterliegen bestimmten Vorgaben. Dies-
bezüglich scheint Hessen also eine Vorreiterrolle einzunehmen. 
 
In keinem Land sind bislang Schulträger verpflichtet worden, 
Schul(giro)konten für ihre Schulen einzurichten. Nordrhein-Westfalen 
regelt jedoch die Übernahme der Kontoführungsgebühren unter bestimm
ten Voraussetzungen durch die Schulträger. In Sachsen übernimmt hin-
gegen das Land die Kontoführungsgebühren.  
 
In den meisten Bundesländern übernehmen ebenfalls Schulleitungen und 
Lehrkräfte und nicht Verwaltungspersonal die Bewirtschaftung schulischer 
Konten. 
 
Die Tatsache, dass das Thema Schulgirokonten bundesweit unterschied
lich geregelt ist und es keine verbindlichen, tragfähigen und gleichzeitig 
bürokratiearmen Vollzugslösungen gibt, verdeutlicht die Komplexität des 
vermeintlich „kleinen“ Themas Schulgirokonto. 
 

14.6 Fazit und Empfehlungen  
 
Eine unverbindliche, als sehr bürokratisch empfundene Richtlinie, die 
größtenteils nicht umgesetzt wird, ist weder geeignet noch zielführend. 
Deshalb muss das Bildungsministerium an erster Stelle für sich prüfen, ob 
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es die Führung von Schulgirokonten flächendeckend für geboten hält oder 
nicht. Denn entweder wird das Treuhandkonto als nahezu gleichwertige 
Alternative angesehen, dann wäre dieses unter den Aspekten von Kosten 
und Bürokratie vorzugswürdig. Anderenfalls dürfte das Nebeneinander der 
verschiedenen Konten nicht dauerhaft geduldet werden. 
 
Dabei sollte die Notwendigkeit eines Schulgirokontos auch differenziert 
bewertet werden, z. B. ob EU-Gelder über das Konto verwaltet werden. 
Zumindest sollte Schulen mit vergleichbaren Kontoaktivitäten nicht mehr 
die Qual der Wahl auferlegt werden, welches Konto sie nutzen sollten.  
 
Der LRH hält es jedoch in keinem Fall für weiter hinnehmbar, dass Schul
leitungen und Lehrkräfte in Ausübung dienstlicher Pflichten ihre Privatkon
ten nutzen (müssen). Dies ist bei keiner anderen Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst üblich und stellt außerdem ein Risiko dar, da der Kontoinhaber 
(Lehrkraft, Schulleitung, Eltern) für die Kontoführung haftet. Eine Privat-
insolvenz oder der Tod des Kontoinhabers kann dazu führen, dass bereits 
eingezahltes Geld verloren ist. Auch Veruntreuungen sind bei der Nutzung 
von Privatkonten am ehesten möglich. 
 
Daraus ergeben sich für den LRH folgende Handlungsoptionen in Bezug 
auf die Schulgirokonten: 
 
Option 1: Das Land bleibt Hauptakteur und setzt auf eine flächen-
deckende, verpflichtende Umsetzung der Schulgirokonten-Richtlinie. Die 
Kontoführungsgebühren sollten dann vom Land übernommen und die 
Richtlinie mit dem Ziel einer praktikablen und rechtssicheren Lösung über
arbeitet werden. Hierbei wäre dringend auf eine möglichst bürokratiearme 
Ausgestaltung zu achten. Die Chancen einer verstärkten Digitalisierung 
wären zu prüfen. Des Weiteren müssten bisher bestehende, treuhände
risch geführte Konten unter Gewährung einer Übergangsfrist zukünftig 
richtlinienkonform geführt bzw. in Schulgirokonten - mit dem Land als 
Kontoinhaber - umgewandelt werden.  
Ziel müsste eine für die Schulen einheitliche, verbindliche und klare Richt
linie sein, die auch den Anforderungen an die Kreditinstitute gerecht wird.  
 
Option 2: Eine weitere vorstellbare Lösung wäre die konkrete Definition 
der Aufgabe im Gesetz als eine des Schulträgers. Dies hätte den Vorteil, 
dass der Schulträger in der Lage wäre, mit entsprechend vergütetem und 
ausgebildetem Personal an den Schulen oder in seiner eigenen Verwal
tung die Aufgabe effizient zu erledigen. Zudem könnten unter Umständen 
bestehende Vertragsverhältnisse des Schulträgers mit Kreditinstituten 
genutzt werden. Kontoinhaber wäre dann allerdings der Schulträger und 
nicht mehr das Land Schleswig-Holstein. Zudem träfe diese Lösung wohl 



141 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

auf den Unwillen der Schulträger. Es wäre allerdings zu prüfen, ob dies 
Konnexitätsausgleiche der Kommunen an das Land auslösen würde. 
Zusätzliche Ausgaben für Personal müssten aus dem Landeshaushalt 
gedeckt werden, da die Tätigkeit bisher von Lehrkräften in der Regel ohne 
die Gewährung von Erlassstunden ausgeführt wird. 
 
Option 3: Alternativ könnte das Land auch darauf verzichten, das Instru
ment Schulgirokonto als flächendeckende Lösung weiter voranzutreiben. 
Angesichts der niederschwelligen und für alle Beteiligten vor Ort prakti-
kablen Lösung durch Treuhandkonten stellt sich die Frage nach der  
Geeignetheit der Richtlinie. Soweit es der LRH in seiner Prüfung fest-
stellen konnte, konnten Treuhandkonten bisher hinreichend verlässlich 
genutzt werden. Auch andere Länder empfehlen ihren Schulen Treuhand
konten. Diese Lösung würde vermutlich auf das höchste Maß an Akzep
tanz bei Schulen, Eltern und Lehrern treffen. Denkbar ist hier zudem, im 
Ausnahmefall trotzdem die Führung eines Schulgirokontos zu verlangen. 
So könnte z. B. bei Erreichen eines bestimmten Umfangs an Kontoaktivi-
täten oder bei der Bewirtschaftung von öffentlichen Geldern die Führung 
eines Schulgirokontos festgeschrieben werden. 
 
Das Bildungsministerium muss nun - unter Abwägung der jeweiligen 
Kosten, des Rechtsrahmens und der Frage einer praktikablen Umset
zungsfähigkeit - prüfen, welche der Optionen es mittel- und langfristig 
favorisiert. Keine Option stellt aus Sicht des LRH das dauerhafte Neben-
einander unterschiedlicher Kontennutzungen durch Schulen mit vergleich-
baren Kontoaktivitäten dar, bei dem Schulen auswählen können bzw. 
müssen, welches Konto sie führen. 
 
Das Bildungsministerium kündigt an, neben der geplanten Fortsetzung 
der Überarbeitung der Richtlinie eine Gesamtbetrachtung unter Berück
sichtigung der vom LRH für möglich gehaltenen Handlungsmodelle vorzu
nehmen. 
 
Es gebe jedoch Rahmenbedingungen wie z. B. die Preisgestaltung der 
Kreditinstitute sowie bankrechtliche Vorgaben, aufgrund derer die vom 
LRH angesprochene mittel- und langfristige Ausrichtung und Planung nicht 
allein durch Setzungen des Bildungsministeriums (zusammen mit dem 
Finanzministerium) vorgenommen werden könne, sondern sich diese im 
Kontext von sich gegebenenfalls ebenfalls fortentwickelnden Faktoren  
bewegen werde. 
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15. Berufliche Bildung unter Druck 
 
An den öffentlichen berufsbildenden Schulen sind durchschnitt
lich 88,8 % der vorgesehenen Stunden erteilt worden. Die Band-
breite an den geprüften Schulen liegt zwischen 81,3 % und 
98,3 %. 
 
Die größte Schülergruppe an den beruflichen Schulen bilden mit 
58 % die Auszubildenden im dualen System. Für diese Gruppe 
sind durchschnittlich nur 85,1 % der vorgesehenen Stunden 
erteilt worden. Die Bandbreite der Unterrichtsversorgung beträgt 
hier 10 Prozentpunkte und steht in Abhängigkeit zur durch
schnittlichen Klassengröße. 
 
Zwar hat das Land rechnerisch genügend Planstellen sogar für 
eine Versorgung von über 100 % zur Verfügung gestellt, jedoch 
sind die Klassengrößen insgesamt zu gering, um bei einer schü
lerbezogenen Personalzuweisung eine auskömmliche Unter
richtsversorgung zu gewährleisten. 
 
Das Bildungsministerium hat im Bereich der dualen Berufsaus-
bildung auf diese Entwicklung mit einem Masterplan zur landes
weiten Schulentwicklungsplanung reagiert. 
 
Der LRH hält die getroffenen Maßnahmen weitgehend für zielfüh
rend. Aber insbesondere die Möglichkeiten, durch berufsüber
greifende Fachklassen oder übergreifenden Unterricht ein 
flächendeckendes und zugleich wirtschaftliches Bildungsange
bot zu erhalten, sind noch nicht ausgeschöpft. 
 
Nachdem in den letzten Jahren davon abgesehen worden ist, die 
Stellen an die rückläufigen Schülerzahlen anzupassen, ist deren 
Verbleib nun notgedrungen erforderlich, um einen voraus-
schauenden Einstellungskorridor zu erhalten. Denn im Bereich 
der berufsbilden Schulen sind über 30 % der Lehrkräfte 55 Jahre 
alt oder älter und die Schülerzahlen werden in den kommenden 
Jahren voraussichtlich wieder ansteigen. 

 
15.1 Prüfungsgegenstand 

 
Im Schuljahr 2024/25 gab es in Schleswig-Holstein 35 öffentliche berufs-
bildende Schulen als organisatorische Verbindungen verschiedener 
Schularten. Träger sind in der Regel die kreisfreien Städte sowie die 
Kreise. 
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Obere Schulaufsichtsbehörde ist das Schleswig-Holsteinische Institut für 
Berufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB). Oberste Aufsichtsbehörde ist 
das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium). 
 
Das Land stellt die Stellen für die Lehrkräfte und die Mittel für deren per
sönliche Kosten (insbesondere Gehälter sowie Besoldung) zur Verfügung. 
Hierfür sind 305 Mio. € aufgewendet worden. 
 

15.2 Schülerzahlen gehen zurück, die Klassenzahlen nicht 
 
Die Schülerzahl an den berufsbildenden Schulen hatte im Schuljahr 
2009/10 mit 96.076 Schülern den letzten Höchststand erreicht und ist seit
dem rückläufig. In den letzten 10 Jahren ist sie von 91.341 auf 80.297 
Schüler 2024/25 gesunken. Am größten fällt der Rückgang bei den 
Jugendlichen in einem Ausbildungsverhältnis (von 54.346 auf 46.338) 
sowie bei den Oberschulen und dem Beruflichen Gymnasium (zusammen 
von 10.988 auf nur noch 7.026) aus. 
 
Die Zahl der Klassen hat sich dagegen bis 2024/25 insgesamt gesehen 
kaum verändert. Daher sind mit den rückläufigen Schülerzahlen auch die 
Klassen kleiner geworden - am deutlichsten an den Oberschulen und am 
Beruflichen Gymnasium. 
 
Diese Entwicklung ist in Schleswig-Holstein stärker ausgeprägt als im 
Bundesgebiet. Während die Klassen im Vollzeitbereich früher in Schles
wig-Holstein noch überdurchschnittlich groß waren, liegt die Frequenz 
inzwischen mit 18,4 Schülern unter dem Durchschnittswert der Länder 
(18,8). Im Teilzeitbereich hat sich die Abweichung nach unten weiter von 
1,7 Schülern je Klasse auf 2,6 vergrößert. 
 
Die Auswirkungen auf den Lehrkräftebedarf sind immens. So werden in 
Schleswig-Holstein rechnerisch 15 % mehr Stellen als im Bundesdurch
schnitt benötigt, um den Unterrichtsbedarf im Teilzeitbereich abzudecken. 
 
Laut Bildungsministerium ist die beschriebene Entwicklung der Tatsache 
geschuldet, dass bei rückläufigen Schülerzahlen in einem in ländlichen 
Regionen dünn besiedelten Bundesland zur Sicherstellung gleicher 
Lebensverhältnisse und damit auch Bildungsangeboten stets versucht 
worden sei und werde, möglichst viele Bildungsangebote in der Fläche zu 
erhalten. 
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15.3 Immer mehr Stellen - aber nicht nur für den Unterricht 
 
Trotz der rückläufigen Schülerzahlen ist die Zahl der Stellen für die berufs
bildenden Schulen bis 2025 stetig gestiegen - und zwar von 3.781 in 2016 
auf 4.166: 
 

 
Abbildung 18: Entwicklung der Stellenzahl an Berufsbildenden Schulen 
Quelle: Finanzministerium 

 
Hinzu gekommen sind ab 2021 mit der Gründung des SHIBB und dem 
Übergang sämtlicher Stellen der diesem zugeordneten Schulen in den 
Haushaltsplan des Wirtschaftsressorts (Epl. 06) allerdings auch Stellen, 
die zuvor in anderen Einzelplänen veranschlagt gewesen sind (z. B. für die 
Seemannsschule). Der tatsächliche Anstieg fällt also geringer aus. 
 
Außerdem soll ein Teil dieser Stellen auch für anderes Personal 
(z. B. Schulpsychologen, Bildungsbegleiter) verwendet werden. 
 
Ab 2026 sind Stellen für außerunterrichtliche Aufgaben für alle Schularten 
im Kapitel 0713 (Außerunterrichtliche schulartübergreifende Aufgaben) 
zusammengefasst worden. Ziel: Herstellung von Haushaltstransparenz. 
 
Zuletzt sind zudem durch die Nachschiebeliste zum Haushaltsentwurf 
2026 wieder 95 Stellen hinzugekommen (siehe Tz. 15.9).  
 
Das Bildungsministerium begründet den Stellenanstieg damit, dass der 
Haushaltsgesetzgeber die Unterrichtsversorgung an beruflichen Schulen 
der der allgemeinbildenden Schulen habe angleichen wollen und zusätz-
liche Stellen für Psychologen und Bildungsbegleitungen an Schulen 
bereitgestellt habe. 
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Ab 2021 habe der Schülerzahlrückgang zudem überwiegend im Bereich 
der Schulart Berufsschule (duale Berufsausbildung) stattgefunden, wäh
rend die Schülerzahl im personalaufwendigeren Vollzeitbereich parallel 
dazu, wenn auch in geringerem Maße, gestiegen sei. 
 
Der LRH merkt hierzu an, dass der Schülerzahlrückgang im Bereich der 
dualen Ausbildung um ein Vielfaches höher ausgefallen ist als der Anstieg 
im Vollzeitbereich. Einem Rückgang von 5.300 Schülern bis 2024/25 steht 
gerade einmal ein Nettoergebnis von 350 zusätzlichen Vollzeitschülern 
über alle Schularten gegenüber. 
 

15.4 Welche Schule bekommt wie viele Stellen? 
 
Wie viele Lehrkräfte eine Schule erhalten soll, legt das SHIBB im soge
nannten Planstellenzuweisungsverfahren (PZV) fest. Aus dem Umfang der 
Stundentafeln, den erforderlichen Differenzierungsstunden sowie einer 
angenommenen Klassengröße wird darin für jeden einzelnen Bildungs
gang eine Planstellenzuweisung je Schüler errechnet. Diese sogenannten 
Bemessungszahlen sind seit Jahren nahezu unverändert geblieben. 
 
Die Zahl der Planstellen reichte in der Vergangenheit nicht immer aus, um 
die vorgesehene schülerbezogene Zuweisung vorzunehmen. Um dies 
ausgleichen zu können, ist diese um einen Anpassungsfaktor reduziert 
worden. Im Schuljahr 2017/18 lag dieser Faktor bei 0,96. Mit den zurück-
gehenden Schülerzahlen ist dieser Wert jedoch sukzessive bis auf 1,05 im 
Schuljahr 2022/23 gestiegen. Die schülerbezogene Zuweisung ist also in 
diesem Zeitraum deutlich verbessert worden. 
 
Eine grundlegende Neuerung hat es ab 2024/25 bei der Personalbemes
sung für die Ausbildung der Sozialpädagogischen Assistenten gegeben. 
Um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken, erfolgt die Zuweisung nicht 
mehr anhand der Schülerzahl, sondern ist von der Klassenzahl abhängig. 
Damit sollte auch bei geringen Schülerzahlen ein flächendeckendes 
Angebot vorgehalten werden können. 
 
Auch bei anderen in der Fläche zu erhaltenden Bildungsgängen im dualen 
Bereich (sogenannte Basisberufe) ist im Ergebnis auf eine klassenbezo
gene Zuweisung umgestellt worden - hier allerdings, indem die schüler-
bezogene Zuweisung ergänzt wird. 
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Die hierfür benötigten Stellen stehen der schülerbezogenen Zuweisung 
nicht mehr zur Verfügung, sodass der oben genannte Anpassungsfaktor in 
2024/25 wieder auf 1,03 zurückgegangen ist. 
 

15.5 Unterrichtsversorgung: Luft nach oben 
 
Trotz dieser weiterhin erhöhten Zuweisung sind an den geprüften Schulen 
im Schuljahr 2024/25 lediglich 88,8 % der im PZV vorgesehenen Stunden 
erteilt worden. Die Bandbreite lag an den einzelnen Schulen zwischen 
98,3 % und 81,1 %. Unberücksichtigt bei dieser Auswertung sind das 
Berufliche Gymnasium sowie die Oberschulen, an denen die Unterrichts
versorgung gesondert erhoben wird1, welche sich aufgrund der relativ 
geringen Schülerzahl (siehe Tz. 15.2) nur begrenzt auf das Gesamtergeb
nis auswirken würde. 
 
Maßgeblich für die Unterschiede ist vor allem die Klassenbildung an den 
Schulen gewesen. Je näher die tatsächlichen Klassengrößen an den im 
PZV zugrunde gelegten Sollgrößen gelegen haben, desto höher ist die 
Unterrichtsversorgung gewesen. 
 
Am besten versorgt ist die Ausbildungsvorbereitung Schleswig-Holstein 
(AVSH) gewesen (102,9 %). Die AVSH ist einer der wenigen Bildungs
gänge, in denen die Sollklassengröße (hier: 16,0) erreicht worden ist. Auch 
haben die Schulen bewusst viele Ressourcen eingesetzt, um bei möglichst 
vielen Teilnehmern eine Ausbildungsreife herzustellen. 
 
Im Bereich der dualen Ausbildung sind lediglich 85,1 % der vorgesehenen 
Stunden erteilt worden. Grund sind die vielen kleinen Klassen vor allem im 
ländlichen Raum. Diese sind den Bemühungen der Schulen geschuldet, 
auch bei zurückgehenden Schülerzahlen eine wohn- bzw. ausbildungsort-
nahe Beschulung sicherzustellen. 
 
Für die im Rahmen einer Stichprobe geprüften 8 Schulen hat sich folgen
des Bild ergeben, welches den Zusammenhang zwischen Klassengrößen 
und Unterrichtsversorgung verdeutlicht: 
 

 
1 Siehe zuletzt Bemerkungen 2014 Nr. 12. 
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Abbildung 19: Unterrichtsversorgung in Abhängigkeit von der Klassengröße im dualen Bereich 
Quelle: Geprüfte Schulen und eigene Berechnungen 

 
Während eine ländliche Schule mit durchschnittlich 10,8 Schülern in einer 
Klasse mit einer Unterrichtsversorgung von 79,8 % am unteren Ende der 
Skala gelegen hat, hat eine städtische Schule mit den größten Klassen 
(18,1 Schüler) auch die höchste Unterrichtsversorgung im dualen Bereich 
aufgewiesen (89,8 %). Dass die Unterrichtsversorgung selbst dort unter 
90 % gelegen hat, ist auch wie folgt begründet: Um die Ausbildungs-
bereitschaft in den Betrieben zu erhöhen, ist schon vor längerer Zeit mit 
den Kammern vereinbart worden, dass im zweiten und dritten Ausbil
dungsjahr nur noch an einem Tag Berufsschulunterricht stattfindet.1 
 
Die Schlussfolgerungen in Bezug auf den Zusammenhang zwischen der 
geringen Zahl an Auszubildenden in ländlich geprägten Räumen und der 
dort geringeren Unterrichtsversorgung hält das Bildungsministerium auf
grund der Systematik des PZV (Zuweisung in Abhängigkeit von der Schü
lerzahl) für schlüssig, da der Unterricht dann häufig um die Fächer Sport 
und Englisch gekürzt werde, was auch in Zusammenhang mit der Lehr
kräfteversorgung in diesen Fächern stehe. 
 

15.6 Flexibilisierung ist gefragt 
 
Um eine „ressourceneffiziente“ Vergrößerung von Lerngruppen und damit 
eine weiterhin wohnortnahe Beschulung bei zurückgehenden Schülerzah
len zu ermöglichen, hat die Kultusministerkonferenz (KMK) empfohlen, die 
gemeinsame Beschulung „affiner Ausbildungsberufe“ auszuweiten. 

 
1  Vereinbarungen mit dem Wirtschaftsverband Handwerk und der IHK vom 06.07.1995 

bzw. 21.08.1996 sowie das Gesprächsergebnis zwischen den Handwerkskammern und 
dem Bildungsministerium vom 04.03.1997. 
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Gemäß Rahmenlehrplan der KMK können z. B. 17 unterschiedliche 
Metallberufe alle im ersten Ausbildungsjahr gemeinsam in berufsüber-
greifenden Klassen beschult werden. 
 
Diese Möglichkeit ist von den Schulen bisher wenig genutzt worden. Für 
den LRH ist dies unverständlich. Bereits 2004 sind die Metallberufe neu 
geordnet worden. Seitdem sind die Lernfelder im ersten Ausbildungsjahr 
für alle Berufe gleich. Immerhin sind in den Bauberufen solche Unterstufen 
an allen geprüften Schulen eingerichtet worden. Im Übrigen ist die Mög
lichkeit, Fachklassen für Berufsgruppen oder Berufsfelder verwandter 
Berufe einzurichten, nur vereinzelt genutzt worden. Etwas anderes gilt nur 
für die 2- und 3-jährigen aufeinander aufbauenden Berufsausbildungen 
(z. B. Verkäufer und Kaufmann im Einzelhandel), welche auch grundsätz
lich miteinander beschulbar sind. 
 
Wenn keine gemeinsamen Klassen eingerichtet werden (dürfen), können 
die Schüler auch stundenweise klassenübergreifend unterrichtet werden. 
 
Auf organisatorischer Ebene sind folgende Formen des klassenübergrei
fenden Unterrichts denkbar: 
 
• Jahrgangsübergreifender Unterricht, 
• berufsübergreifender Unterricht,  
• schulartübergreifender Unterricht sowie 
• Mischformen. 
 
Die Schulen haben diese Möglichkeiten höchst unterschiedlich genutzt.  
Während an einer Schule zu 50,0 % klassenübergreifend unterrichtet wor
den ist, sind es an einer anderen Schule lediglich 0,6 % gewesen. 
 
An einigen Schulen ist der klassenübergreifende Unterricht also noch aus
baufähig: Während die Einrichtung von übergreifenden Klassen aufgrund 
des Fachklassenprinzips im dualen Bereich überwiegend nur in den Ein
gangsstufen möglich ist, kann der übergreifende Unterricht auch in den 
höheren Klassenstufen zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit des Lehrerein
satzes und damit zum Erhalt eines Ausbildungsgangs vor Ort genutzt wer
den. 
 
Das Bildungsministerium weist darauf hin, dass die vom LRH geforderte 
„Flexibilisierung“ unter dem Stichwort „Gabelbeschulung“ insbesondere im 
sogenannten „Metallcluster“ umfassend umgesetzt worden ist, was sich 
jedoch erst mit Umsetzung des Masterplans ab dem Schuljahr 2025/26 
umfänglich auswirke. 
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Jahrgangsübergreifender Unterricht werde in der Regel aufgrund qualita
tiv-pädagogischer Überlegungen nur eingesetzt, sofern er nicht vermeid
bar ist (z. B. bei sehr kleinen Lerngruppen in zweiten Fremdsprachen im 
Beruflichen Gymnasium). 
 
Der LRH merkt hierzu an, dass der Masterplan (siehe Tz. 15.7) zwar eine 
Gabelbeschulung vorsieht - an einer Schule ist inzwischen auch eine 
Grundstufe der industriellen Metallberufe eingerichtet worden. Die anderen 
Metallberufe werden jedoch weiterhin gesondert beschult und an den 
anderen geprüften Schulen gibt es weiterhin keine Metall-Unterstufe 
(Stand: 2. Halbjahr 2025/26). 
 
Jahrgangsübergreifender Unterricht kann aus der Sicht des LRH durchaus 
ein Mittel zum Erhalt eines Bildungsgangs bei niedrigen Schülerzahlen 
sein, soweit entsprechende pädagogische Konzepte vorliegen. Diese soll
ten unter anderem konkrete Pläne für die Kompetenzerweiterung der  
beteiligten Lehrkräfte im Umgang mit heterogenen Lerngruppen enthalten. 
 

15.7 Masterplan soll es richten - aber nur im dualen Bereich 
 
Das Bildungsministerium hat im Bereich der dualen Berufsausbildung auf 
den Schülerrückgang mit einer landesweiten Schulentwicklungsplanung 
reagiert. Hierzu hat das SHIBB einen sogenannten Masterplan erstellt. 
Dieser sollte im Wesentlichen in den Schuljahren 2024/25 und 2025/26 
umgesetzt werden. Er enthält Maßnahmen zur Sicherung der regionalen 
Versorgung bei Basisberufen, für deren Erhalt inzwischen 60 Stellen 
gesondert genutzt werden, die 2021 vom Landtag entgegen der ursprüng
lichen Regierungspläne im Haushalt nicht gestrichen wurden. 
 
Ebenso sieht der Masterplan weitere Synergie- und Konzentrations-
prozesse vor. Die sogenannte Gabelbeschulung ermöglicht vor allem im 
Bau- und Metall-Bereich die Einsetzung gemeinsamer Unterstufen. Auch 
die Ausschreibung neuer Bezirksfachklassen (BFK) und Landesberufs
schulen (LBS) kann im Einzelfall erfolgen. In den letzten beiden Schuljah
ren sind allerdings schon 40 neue BFK entstanden. Zudem sind 6 neue 
LBS zum 01.08.2025 eingerichtet worden.  
 
Digitale Lernformate wie Synchrones Lernen/Hybridunterricht können zwar 
theoretisch genutzt werden, um lange Fahrzeiten zur Berufsschule zu 
vermeiden, finden in der Praxis im Bereich der dualen Ausbildung an den 
geprüften Schulen bisher aber kaum Anwendung. 
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15.8 Bewertung  
 
Um die Unterrichtsversorgung zu verbessern, ist eine wirtschaftliche Klas
senbildung notwendig. Ebenso muss das Bildungsministerium flächen-
deckende und bedarfserfüllende Angebote an Schularten und Aus-
bildungsgängen im Blick behalten. Unter dem Eindruck begrenzter 
Ressourcen ist dies ein nicht unbeachtlicher Spagat. Der LRH hält vor  
diesem Hintergrund die Maßnahmen des Masterplans weitgehend für ziel
führend, wenn auch offenbleibt, ob sie insgesamt ausreichen werden. 
 
Die Möglichkeiten, durch berufsübergreifende Fachklassen oder über-
greifenden Unterricht ein flächendeckendes und zugleich wirtschaftliches 
Bildungsangebot zu erhalten, sind aber noch nicht ausgeschöpft. 
 
Das Bildungsministerium sollte eine Handreichung zu gemeinsamen 
Beschulungsmöglichkeiten sowie der Organisation klassenübergreifenden 
Unterrichts erstellen und die Schulen verstärkt zur Nutzung dieser 
Instrumente anhalten.  
 
Zwar ist die Einrichtung von weiteren BFK und LBS grundsätzlich ein 
geeignetes Instrument, um wirtschaftliche Klassengrößen herzustellen, 
durch den Wegfall von Ausbildungsgängen gehen jedoch auch Möglichkei
ten verloren, den Unterricht an den bisherigen Standorten durch klassen
übergreifenden Unterricht wirtschaftlich zu gestalten. Durch längere 
Fahrtwege kann zudem die Nachfrage nach Berufen, die nur noch in BFK 
oder LBS angeboten werden, sinken. Dies kann den Mangel in bestimm
ten Berufsfeldern verstärken. Geschwächt wird zudem auch die Berufs-
felderprobung als Maßnahme der Berufsorientierung.1  
 
Daher sollten Zusammenlegungen zu BFK und LBS aus der Sicht des 
LRH nur ein nachrangiges Mittel im Umgang mit zurückgehenden Schüler
zahlen sein. 
 
Die nun möglichen digitalen Lernformate sollen zwar mit Blick auf die 
Unterrichtsqualität mit der gebotenen Umsicht, dennoch aber gezielt 
vorangetrieben werden. Hier muss das Bildungsministerium bzw. das 
SHIBB über weitere Unterstützung für die Schulen nachdenken.  

  

 
1  Vgl. Umdruck 20/4603 vom 25.03.2025.  
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Das Bildungsministerium dankt für den Hinweis, eine Handreichung für 
die Möglichkeiten der gemeinsamen Beschulung zu erstellen, auch wenn 
diese im Rahmen des Masterplanprozesses bereits umfassend ausgewer
tet und mit den Schulleitungen erörtert worden seien.  
Dabei habe sich jedoch eher die Zusammenfassung von Lerngruppen als 
Problem herausgestellt, die über das pädagogisch Sinnvolle in Bezug auf 
die Unterrichtsqualität deutlich hinausgegangen sei. 
 
Der LRH verweist darauf, dass seine Empfehlung auf die gegebenenfalls 
auch nur teilweise gemeinsame Beschulung „affiner Ausbildungsberufe“, 
wie sie auch von der KMK empfohlen worden ist (siehe Tz. 15.6), abzielt. 
Diese Möglichkeit ist noch nicht von allen Schulen hinreichend genutzt 
worden. 
 

15.9 Ausblick: Wie geht es weiter? 
 
Der Haushalt 2026 sieht vor, dass zum Schuljahr 2026/27 Stellen in 
andere Kapitel umgesetzt werden. Die Einsparungen fallen aber geringer 
aus als ursprünglich geplant. 55 Stellen sind verblieben, um den Unterricht 
in kleinen Klassen zu sichern. Weitere 40 Stellen sind erhalten worden, da 
der Stellenrückgang die Zahl der Pensionierungen nicht überschreiten 
könne. 
 
Nachdem es in den letzten Jahren versäumt worden ist, Stellen abzu-
bauen, ist deren Verbleib notgedrungen erforderlich, um weiterhin die 
erforderlichen Einstellungen vornehmen zu können. Im Bereich der 
berufsbildenden Schulen sind über 30 % der Lehrkräfte 55 und mehr Jahre 
alt. Entsprechend hoch ist der Ersatzbedarf in den nächsten Jahren. Diese 
zusätzlichen Stellen für die Aufrechterhaltung des Einstellungskorridors 
müssen aber nicht dauerhaft eingerichtet werden, sondern können mit 
Ausscheiden der jetzt überzähligen Stelleninhaber entfallen. 
 
Nach einer Prognose des Bildungsministeriums1 wird die Zahl der Schüler 
an den berufsbildenden Schulen schon im Schuljahr 2026/27 mit 75.259 
ihren Tiefstwert erreichen, um dann bis zum Schuljahr 2035/36 wieder 
kontinuierlich anzusteigen.  
 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3753, Tabellenanhang Tabelle 5.6. 
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Abbildung 20: Entwicklung der Schülerzahl an öffentlichen berufsbildenden Schulen bis 
2035/2036 
Quelle: Bildungsministerium 

 
Der Grund für den Rückgang ist unter anderem der Entfall eines Abiturien
tenjahrgangs aufgrund der Schulzeitverlängerung an den Gymnasien. 
 
Damit die bald wieder steigenden Schülerzahlen nicht zu einer (noch) 
höheren Stellenzuweisung führen, wird seitens des Bildungsministeriums 
eine generelle Umstellung auf eine klassenbezogene Personalzuweisung 
erwogen. Denn der Anstieg der Klassenzahlen werde deutlich geringer 
sein. 
 
Dies birgt aber neue Probleme und Herausforderungen: Die Zuweisung 
von Lehrkräften sollte sich an einem möglichst sparsamen Umgang mit 
Lehrkräfteressourcen ausrichten. Bisher ist das Bildungsministerium davon 
ausgegangen, dass die schülerbezogene Zuweisung - anders als die klas
senbezogene - geeignet ist, die Bildung von wirtschaftlichen Klassen-
größen zu fördern. 
 
Mit der Umstellung auf eine klassenbezogene Zuweisung würde 
unwirtschaftliches Verhalten der Schulen honoriert werden. Richtet eine 
Schule beispielsweise eine Klasse mit nur 5 Schülern ein, würde sie die 
gleiche Zuweisung erhalten wie eine Schule, die eine solche Klasse mit 29 
Schülern gebildet hat. 
 
Zwar könnte die Einrichtung von kleinen Klassen unter einen Genehmi
gungsvorbehalt gestellt werden und so engmaschig kontrolliert werden. 
Dies würde jedoch die Selbstständigkeit und Eigenverantwortung der 
Schulen und damit letztendlich auch das kostenaufwendigere Konstrukt 
der Regionalen Berufsbildungszentren infrage stellen. 
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Grundsätzlich ist zu bedenken, dass ein Anstieg der Schülerzahlen in der 
Zukunft nicht zwangsläufig auch den Stellenbedarf erhöht.  
 
Das Bildungsministerium verweist im Hinblick auf die Vergangenheit auf 
das politische Ziel, eine mindestens 100 %ige Unterrichtsversorgung in  
allen Schularten als Mittel zur Verbesserung der Bildung zu erreichen.  
Insofern bewegen sich die beruflichen Schulen in Bezug auf ihre Unter
richtsversorgung auf dem Niveau der allgemeinbildenden Schulen. Der 
Abbau des Defizits habe in einem langjährigen Aufholprozess, von 
ca. 87 % in 2009/10 kommend, mit dem Rückgang der Schülerzahlen 
umgesetzt werden können. 
 
Derzeit sei ein kontinuierlicher Rückgang der Bewerberzahlen für das 
Referendariat für das Lehramt an berufsbildenden Schulen zu beobachten, 
der bei Wiederanstieg der Schülerzahlen und gleichzeitigen vermehrten 
Abgängen zu Herausforderungen in Bezug auf die ausreichende Nach
wuchsgewinnung führen könnte. Auch aus diesem Grunde sei der Erhalt 
von weiteren 40 Stellen unbedingt erforderlich, um Einstellungsmöglichkei
ten zu sichern. In diesem Zusammenhang sei auch auf die temporäre 
Abordnung von Berufsschullehrkräften an allgemeinbildenden Schulen zu 
verweisen, die dort Lehrkräftebedarfe zu decken helfe und die kurzfristigen 
numerischen Überhänge an beruflichen Schulen dafür sinnvoll nutze. 
 
Der LRH teilt die Bewertung im Hinblick auf Notwendigkeiten bei der 
Deckung des zukünftigen Lehrerbedarfs. 
 
Soweit das Bildungsministerium auf das Erreichen der 100 %igen Unter
richtsversorgung verweist, kann damit allerdings nur die Deckung des Ge
samtstellenbedarfs gemäß PZV gemeint gewesen sein. Da in diesem Be
messungsverfahren größere Klassen zugrunde gelegt werden als in der 
Realität entstehen, fällt die tatsächliche Unterrichtsversorgung geringer 
aus. Dies ist zwar auch bei den allgemeinbildenden Schulen der Fall; der 
Unterschied fällt im berufsbildenden Bereich jedoch größer aus. Im Schul
jahr 2024/25 hat der LRH an den geprüften Schulen (ohne berufliche 
Gymnasien/Oberschulen) lediglich eine Erteilung von 88,8 % der im PZV 
vorgesehenen Stunden erhoben (siehe Tz. 15.5). 
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16. Schulbauförderung und deren Finanzierung zeitgemäß 
ausgestalten 

 
Die Förderung des Schulbaus durch das Land ist trotz der 
Finanzierungsverantwortung der Kommunen zum festen 
Bestandteil des Baus, der Sanierung und Modernisierung von 
Schulgebäuden geworden. Die Schulbauförderprogramme 
IMPULS 2030 I und II umfassten 169,2 Mio. €, davon flossen 
41,2 Mio. € nicht ab. Angesichts der massiven Überzeichnung 
beider Programme mit Anmeldungen von jeweils mehr als 
einer Mrd. € ein ernüchterndes Ergebnis. 
 
Sollte das Land den Schulbau weiterhin über Förderprogramme 
mitfinanzieren, muss die Schulbauförderung planbar und ver
lässlich angelegt werden.  
 
Das hinter der Förderung stehende Zuwendungsrecht ist zu 
überarbeiten, damit Förderrichtlinien einfach, verständlich und 
handhabbar ausgestaltet werden können. Die Fördervorausset
zungen sind auf das Notwendige zu beschränken. Das Verfahren 
ist zu digitalisieren. Fristen sind auskömmlich zu gestalten. 
 

16.1 Ausgangslage 
 
Ausgangspunkt für das InfrastrukturModernisierungsProgramm für unser 
Land Schleswig-Holstein 2030 (IMPULS 2030) war der im Jahre 2014 
erstmals vorgelegte Infrastrukturbericht, der den über die Jahrzehnte 
angewachsenen Sanierungsstau in den wichtigsten Infrastrukturfeldern auf 
4,85 Mrd. € bezifferte (unter anderem Schulbau: 450 Mio. €).1 
 
2024 wurde der Sanierungsstau dann laut Infrastrukturbericht 2024 schon 
mit 20,25 Mrd. € beziffert.2 
 
Bei investierten 4,52 Mrd. € zwischen 2014 und 2024 verbleibt ein Delta 
von 15,73 Mrd. €. 
 
Im Rahmen von IMPULS 2030 wurde auch die Schulbauförderung vom 
Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur (Bildungsministerium) ab 2018 aufgelegt. Das Land 
stellte in IMPULS 2030 I 49,2 Mio. € und in IMPULS 2030 II 120 Mio. € 
bereit. Letztere wurden zwischenzeitlich über Corona-Notkredite im Rah

 
1  Vgl. LT-Drs. 18/2558 vom 11.12.2014: Infrastrukturbericht 2014, S.23 und 29. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/2380 vom 23.07.2024: Infrastrukturbericht 2024, S.129 ff. 
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men des vierten Nachtragshaushaltes 2020 finanziert, ein Vorgehen, das 
sich als problematisch erweisen sollte. 
 
Das war keinesfalls das einzige Förderprogramm, das die Kommunen und 
freien Träger bei Neu- und Ersatzbau, Sanierung und Modernisierung ihrer 
Schulen unterstützte. Weitere Programme im Bereich Schulbau waren das 
Schulbauprogramm Erneuerbare Energien, die Finanzhilfen zur Abfede
rung von gestiegenen Energiekosten im Bereich Schule, das Investitions
programm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztags-
betreuung für Grundschulkinder sowie die aktuelle Fortführung unter dem 
Förderprogramm zum Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungs-
angebote für Kinder im Grundschulalter.1  
 
Für den Schulbau, die Ausstattung, die fortlaufende Bauunterhaltung 
sowie anfallende Sanierungen sind gemäß §§ 47 und 48 Schleswig-
Holsteinisches Schulgesetz (SchulG) die kommunalen Schulträger 
zuständig.2 Da die Schulträger aufgrund von unabwendbaren Ausgaben
steigerungen (z. B. Personal- und Sozialausgaben) und ihrer oftmals pre
kären finanziellen Situation kaum noch in der Lage sind, die Unterhaltung 
und den Bau ihrer Schulgebäude sicherzustellen, ist die Schulbau-
förderung aber mittlerweile zu einem festen Bestandteil, teils sogar zum 
Auslöser von kommunalen Schulbaumaßnahmen - Sanierung, Modernisie
rung, Ersatz- und Neubau - geworden. Das Land und der Bund sind also 
mittlerweile dazu übergegangen, eine originär kommunale Aufgabe mitzu
finanzieren. 
 
Wie können künftig der Bau, die Unterhaltung und die Modernisierung von 
Schulgebäuden durch die Kommunen in eigener Zuständigkeit wirtschaft
lich und zielgerichtet sichergestellt werden? 
 

16.2 Neue Impulse bei der kommunalen (Schulbau-) Finanzierung nötig 
 
Der Finanzausschuss des Landes Schleswig-Holstein nahm sich dieser 
Thematik am 09.10.2025 im Rahmen des Fachgesprächs „Förderpro
gramme in Schleswig-Holstein“ an. Anlass war eine Große Anfrage der 
Fraktion der FDP „Förderprogramme in Schleswig-Holstein“.  
 
In dieser wurden umfangreiche Details unter anderem zu den Themen ak
tuelle Förderprogramme, Entwicklung der Förderlandschaft, Rückwirkun

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3719 vom 29.10.2025: Kleine Anfrage der Abgeordneten Martin Haber

saat und Beate Raudies (SPD) und Antwort der Landesregierung. 
2  Schleswig-Holsteinisches Schulgesetz (Schulgesetz - SchulG) vom 24.01.2007, 

GVOBl. Schl.-H. S. 39, 276, geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 29.01.2025, 
GVOBl. Schl.-H. 2025 Nr. 17. 
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gen auf den Landeshaushalt, Bürokratie, Strategie und Wirkung sowie An
trags-, Bearbeitungs- und Bewilligungsprozess abgefragt.1  
 
Die Antwort auf die Große Anfrage listet 355 Förderprogramme des Lan
des, 90 des Bundes, 99 der EU und weitere 51 anderer Gebietskörper
schaften oder sonstiger Förderinstitute auf. In den Jahren 2014 bis 2024 
hat sich die Zahl der Förderprogramme des Landes von 148 auf 328 mehr 
als verdoppelt, die Zahl der Förderprogramme unter der Regie des Bil
dungsministeriums von 26 auf 61 erhöht.2 Der Trend geht zu immer mehr 
Förderprogrammen. 
 
Der LRH hat aus seinen bisherigen Prüferkenntnissen heraus in dem 
Fachgespräch des Finanzausschusses eine starke Reduzierung der För
derprogramme und eine ressortübergreifende Förderstrategie, die Ziele 
definiert, gefordert. Darüber hinaus hält er ein zentrales Fördercontrolling, 
das Anzahl und Gesamtvolumen der Förderprogramme kennt, und schlank 
organisierte Verfahren für erforderlich.3 
 
Die Kommunalen Landesverbände und die Landesregierung haben sich 
im September 2024 auf einen umfassenden Prozess zum Bürokratieabbau 
verständigt und darauf, die bestehenden Finanzströme zwischen Land und 
Kommunen auf den Prüfstand zu stellen und neu zu ordnen. Hierzu sollen 
die Finanzströme gutachterlich untersucht werden, mit dem Ziel, die 
Finanzbeziehungen zu vereinfachen, die Mittelverteilung möglichst zu 
pauschalieren und den Verwaltungsaufwand zu verringern.4  
 
Allerdings darf dabei nicht aus den Augen verloren werden, dass es sich 
beim Schulbau um eine kommunale Aufgabe handelt, die deshalb auch 
von den Kommunen zu finanzieren ist. 
 
Durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel im Rahmen des Gesetzes zur 
Finanzierung für Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 
(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) erhal
ten die Kommunen finanzielle Spielräume, die sie für die Bewältigung der 
Herausforderungen auch im Schulbau einsetzen sollten, ohne gleichzeitig 
den Einsatz von Eigenmitteln zu reduzieren.5 Angesichts der großen 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3131 vom 08.04.2025 und LT-Drs. 20/2429 vom 02.09.2024 sowie Proto

koll der 109. Sitzung des Finanzausschusses vom 09.10.2025 TOP 1: Fachgespräch. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/3131 Antworten zu Fragen 1 und 2 sowie 17 und 18. 
3  Vgl. Protokoll der 109. Sitzung des Finanzausschusses am 09.10.2025, TOP. 1 und 

Umdruck 20/5361 vom 06.10.2025. 
4  Vgl. Umdruck 20/5321 vom 24.09.2025. 
5  Gesetz zur Finanzierung für Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 

(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG) vom 20.10.2025, 
BGBl. I 2025 Nr. 246. 
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Bedarfe, die damit finanziert werden sollen, wird ihre Wirkung allerdings 
begrenzt sein. 
 
Sollte die Finanzierung trotzdem auch zukünftig durch das Land weiter im 
Wege der Förderung stattfinden, wird es darauf ankommen, dass diese 
Förderung verlässlich und für die Kommunen planbar ist.  
 
Die Förderverfahren sind schlank, verständlich und transparent zu organi
sieren, damit möglichst die Fördermittel zielgerichtet eingesetzt und die 
Verfahrenskosten minimiert werden. 
 

16.3 Förderrichtlinien und -verfahren müssen entbürokratisiert werden 
 
Die Förderverfahren stellen die potenziellen Antragsteller vor große Her
ausforderungen. Angesichts von 355 landeseigenen sowie unter Einbezie
hung von EU, Bund und anderen sogar über 500 Förderprogrammen,1 be
schäftigen Kommunen mittlerweile eigenes Personal - teilweise aber auch 
externe Förderlotsen - damit, geeignete Förderprogramme für beabsichtig
te Maßnahmen ausfindig zu machen. Eine zentrale Seite auf dem Inter
netauftritt des Landes, auf der alle Fördermöglichkeiten frühzeitig 
angekündigt und aufgelistet werden, fehlt bislang. 
 
Die Verfahren setzen Fristen, die für Planung und Durchführung von Bau
maßnahmen unrealistisch sind. Dies begünstigt die Verwaltungen, die 
schon eine abgeschlossene Planung mit Kosten in der „Schublade“ haben. 
 
Die kleineren, nicht so verwaltungsstarken und mit geringen Eigenmitteln 
ausgestatteten Verwaltungen können sich eine solche Vorratsplanung 
nicht leisten, wären auf die Förderung aber umso mehr angewiesen. 
 
Das Bildungsministerium sagt zu, die Fristen künftig - auch zur Antrag
stellung - auskömmlicher und Förderverfahren schlank, bürokratiearm und 
digital zu gestalten. Im Rahmen der zuwendungsrechtlichen Möglichkeiten 
werde versucht, Erleichterungen in zukünftigen Schulbauförderprogram
men im Sinne der Antragsteller zu implementieren. 
 
Die mit Antragstellung vorzulegenden Unterlagen waren umfangreich und 
in der Kürze der gesetzten Fristen häufig nicht zu beschaffen. Auf die Vor
lage einer baufachlichen Stellungnahme mit Antragstellung könnte verzich
tet werden, weil sie nach den Feststellungen des LRH in der weit überwie
genden Zahl der Fälle aussagelos und damit wertlos ist. Sie bindet aber 

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3131 vom 08.04.2025, LT-Drs. 20/3763 (neu) vom 19.11.2025 und 

LT-Drs. 20/2429 vom 02.09.2024 sowie Protokoll der 109. Sitzung des Finanzausschus
ses vom 09.10.2025 TOP 1: Fachgespräch. 
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erhebliche Personalressourcen auf verschiedenen Verwaltungsebenen 
und kostet Zeit, teilweise bis zu einem Jahr. 
 
Die Schulträger kommunizieren mit ihren Auftragnehmern längst in digita
ler Form und erhalten ihre Rechnungen auch fast ausschließlich in dieser 
Weise. Für den Verwendungsnachweis müssen sie aber alle Nachweise 
und Rechnungen in Papierform und im Original bei der Investitionsbank 
Schleswig-Holstein (IB.SH) einreichen.  
 
Das Land sollte im Zuge seiner Digitalisierungsoffensive die Förderverfah
ren digital abbilden und für die Verwendungsnachweisprüfung eine digitale 
Plattform über die IB.SH zur Verfügung stellen, auf der die geforderten 
Nachweise und Rechnungen digital hochgeladen werden können.1 
 
Die IB.SH weist darauf hin, dass seit April 2025 aktiv Maßnahmen zur 
Digitalisierung des Verfahrens umgesetzt und auch kommuniziert worden 
seien. Die Einreichung von Verwendungsnachweisen auf digitalem Weg 
sei möglich, werde aber mangels notwendiger digitaler Strukturen bei den 
Antragstellern nicht genutzt. 
 
Der LRH sieht die IB.SH auf dem richtigen Weg, wenngleich diese Mög
lichkeiten bei dieser Prüfung den Zuwendungsempfängern nicht bekannt 
waren und für viele zu spät bereitgestellt wurden. Auf die Möglichkeiten 
der Abwicklung des Förderverfahrens in digitaler Form sollte schon in der 
Förderrichtlinie ausdrücklich hingewiesen werden. 
 

16.4 IMPULS 2030 I und II keine Erfolgsgeschichte 
 
Bei beiden Schulbauförderprogrammen, IMPULS 2030 I und II, konnten 
nicht alle Mittel ausgekehrt werden. Die in Aussicht gestellten Fördergelder 
kamen zu einem beträchtlichen Teil nicht dem Schulbau zugute. 
Für beide Förderprogramme gab es Anmeldungen von jeweils 1 Mrd. €, 
was den immensen Bedarf in diesem Sektor verdeutlicht. Der tatsächliche 
Bedarf im Bereich Sanierung, Modernisierung, Neu- und Ersatzbau von 
Schulgebäuden lässt sich nicht feststellen. Viele Kommunen kennen ihren 
Bedarf nicht, da sie immer noch kein zentrales Immobilienmanagement 
haben, das programmgestützt einen Überblick über Zustand, Bedarfe und 
die entsprechenden Kosten liefert. Der Bedarf an Schulbaumaßnahmen in 
Schleswig-Holstein liegt nach Hochrechnungen der Kommunalen Landes
verbände zwischen 1,8 und 2,3 Mrd. €.2 
 

 
1  Vgl. Umdruck 20/2821 vom 28.02.2024. 
2  https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-

fehlt-geld,schule-334.html 

https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-fehlt-geld,schule-334.html
https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/schulen-im-land-verfallen-kommunen-fehlt-geld,schule-334.html
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Auch das Bildungsministerium geht von einem erheblichen Bau- und 
Sanierungsbedarf an den Schulen aus, sieht sich an dieser Stelle als 
Unterstützer der Schulträger, die originär für den Schulbau zuständig 
seien. 
 
Bei IMPULS 2030 I konnten von den vom Land zur Verfügung gestellten 
49,2 Mio. € trotz Durchführung des Nachrückverfahrens 6,7 Mio. €, das 
sind 13,5 %, nicht ausgereicht werden. 
 
Bei IMPULS 2030 II kamen fast 30 %, das sind 34,5 Mio. € der in Aussicht 
gestellten 120 Mio. €, nicht bei den Schulträgern an. 
 
Ein Nachrückverfahren, das bereits ab dem 31.05.2023 möglich gewesen 
wäre, wurde nicht angestoßen. Bereits hierdurch standen 20,9 Mio. € der 
120 Mio. € nicht mehr für die Schulbauförderung zur Verfügung. 
 
Das Bildungsministerium hält es für mehr als bedauerlich, dass nicht 
sämtliche Fördermittel beider Förderprogramme dem Zweck entsprechend 
vergeben werden konnten. Für IMPULS 2030 I sei die erfolgreiche Umset
zung trotz Fristverlängerungen und Nachrückverfahren an den starren 
Vorgaben des Zuwendungsrechts mit seinen zeitaufwendigen Verfahren 
und dem vorgegebenen engen Umsetzungszeitraum gescheitert. Künftig 
sollen effizientere Verfahren für die Restmittelvergabe gestaltet werden. 
 
Für IMPULS 2030 II sei nicht ein verspätet eingeleitetes Nachrückverfah
ren, sondern die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 
15.11.2023 ursächlich.1 
 
Der LRH widerspricht. Das Nachrückverfahren bei der Förderung aus 
IMPULS 2030 II wäre ab dem 31.05.2023 möglich gewesen, das bedeutet 
fast 6 Monate vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Es 
ist aber seitens des Bildungsministeriums nichts passiert, sodass schon zu 
diesem Zeitpunkt 20,9 Mio. € völlig unabhängig von dem Gerichtsurteil für 
die Schulbauförderung verloren waren. 
 
Nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 15.11.2023, 
stellte sich der dem Schulbauförderprogramm IMPULS 2030 II zugrunde 
liegende Notkredit des Landes insbesondere in seiner Überjährigkeit als 
verfassungsrechtlich problematisch heraus. Er stand deshalb für 2024 
nicht mehr zur Verfügung. Das Land sicherte die weitere Finanzierung des 
Programms für 2024 über einen weiteren Notkredit ab, der nur in 2024 in 

 
1  BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 15.11.2023, 2 BvF 1/22. 
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Anspruch genommen werden durfte. Die Zuwendungsempfänger wurden 
zunächst nicht informiert, ob und wie es 2025 weitergehen würde.  
 
Erst im Juli 2024 forderte das Bildungsministerium die Antragsteller, deren 
Verfahren sich in unterschiedlichen Stadien befanden, auf, bis Ende 2024 
so viele Mittel wie möglich, gegebenenfalls auch durch Bildung von Teil
bauabschnitten, abzufordern. Das ministerielle Schreiben ließ jedoch  
offen, wie es mit der Finanzierung des Schulbauförderprogramms im Jahr 
2025 weitergehen würde. Dies führte bei den Antragstellern zu erheblicher 
Verunsicherung, da das Bildungsministerium ihre diesbezüglichen Nach
fragen teils auch mit erheblicher Verzögerung beantwortete. Infolgedessen 
kam es auch zum Abbruch oder Teilabbruch von Maßnahmen. 
 
Tatsächlich hätte das Bildungsministerium spätestens nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, das heißt noch Ende 2023, proaktiv auf die 
neue Situation reagieren, Lösungen suchen und die Antragsteller, kom
munale wie freie Träger, informieren müssen.  
 
Das Bildungsministerium wendet ein, es habe direkt im Anschluss an die 
Gerichtsentscheidung Lösungen gesucht, um den Konsequenzen Herr zu 
werden. Die Folgen des Urteils hätten nicht losgelöst von anderen Res
sorts betrachtet werden können, die notwendigen Abstimmungen inner
halb der Landesregierung hätten einen zeitintensiven Prozess erfordert, 
der eine frühere Kommunikation an die Antragsteller verhindert hätte. 
 
Der LRH verkennt nicht die Herausforderungen, vor die das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts die Landesregierung gestellt hat. In einem lau
fenden Zuwendungsverfahren nicht mit den Antragstellern/Zuwendungs-
empfängern zu kommunizieren, obwohl offensichtlich war, dass auch 
diese nunmehr erhebliche Schwierigkeiten haben würden, ihre teils schon 
laufenden oder kostenträchtig angestoßenen Schulbaumaßnahmen 
durchzuführen, konnte aber keine Lösung sein. 
 
Es wäre hilfreich gewesen, wenn bereits vorher ein „Plan B“ erarbeitet 
worden wäre, und dieser dann den Zuwendungsempfängern bzw. Antrag
stellern gegenüber klar und transparent kommuniziert worden wäre. 
 

16.5 Fazit und Empfehlungen 
 
Die Prüfung zeigt, dass die Förderung von Schulbaumaßnahmen, die mitt
lerweile zum festen Bestandteil des Schulbaus geworden ist, zu 
reformieren ist. 
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Es bedarf eines Paradigmenwechsels hinsichtlich der Vorstellung, dass 
Baumaßnahmen und deren Planung sich in kurzen Fristen umsetzen 
ließen. Förderprogramme im Baubereich müssen deutlich längere Fristen 
für Planung und Umsetzung berücksichtigen. Allein die Ausschreibung der 
Planungsleistungen benötigt aufgrund der vergaberechtlichen Vorschriften 
Monate. Ausgelastete Firmen und der auch im Baubereich zu konstatie
rende Fachkräftemangel können die Umsetzung ohne schuldhaftes Zutun 
der beauftragenden Kommune erheblich verzögern. Ein Förderprogramm 
verschärft diesen Aspekt noch, weil dann viele kommunale Auftraggeber 
zeitgleich identische Leistungen am Markt einzukaufen versuchen. Dies 
wiederum hat zusätzlich Einfluss auf die Preise. Kurzfristige Förderpro
gramme setzen damit Fehlanreize und können zum Kostentreiber werden. 
 
Kurze Fristen begünstigen zudem genau wie kurzfristig angesetzte 
Förderprogramme Kommunen, die bereits eine fertige Planung vorhalten 
und diese gegebenenfalls auch ohne Förderung umgesetzt hätten. Gerade 
die finanzschwächeren Kommunen können sich keine „Schubladen-
planungen“ leisten und geraten dadurch ins Hintertreffen. 
 
Das Förderverfahren muss grundsätzlich entschlackt und vereinfacht wer
den. Ein erster Ansatzpunkt wäre der Verzicht auf die erste Baufachliche 
Prüfung im Rahmen des Antragsverfahrens. Nach den Erkenntnissen des 
LRH ist diese Prüfung personalintensiv, kostet viel Zeit und ist in der weit 
überwiegenden Zahl der Fälle aussagelos und damit verzichtbar.  
 
Der LRH schlägt vor, auf diese erste Baufachliche Stellungnahme für 
einen Zeitraum von 5 Jahren zu verzichten und dann zu evaluieren, wie 
sich der Verzicht ausgewirkt hat. 
 
Der generelle Ablauf des Förderverfahrens sollte - insbesondere für freie 
Träger - verständlich in einem „Fahrplan“ dargestellt und feste Ansprech
partner benannt werden. 
 
Das Förderverfahren sollte digital abgewickelt werden können. Dies sollte 
schon in der Förderrichtlinie deutlich gemacht werden. Die aktuelle Prü
fung zeigt, dass die von der IB.SH seit April 2025 zur Verfügung gestellten 
Möglichkeiten, Unterlagen digital zu übermitteln, seitens der Zuwendungs
empfänger nicht ausreichend wahrgenommen wurden. Die Erstellung des 
Verwendungsnachweises und der vorzulegenden Unterlagen in Papier
form sind aus der Zeit gefallen und erzeugen einen erheblichen unwirt
schaftlichen Zeit- und Personalaufwand. 
 
Das Land sollte seine Förderprogramme auf einem zentralen Internetauf
tritt zusammenfassen und frühzeitig bekanntgeben, damit potenzielle 
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Antragsteller die für sie passenden Förderungen schnell finden und so ihre 
Planung und Finanzierung ihres Eigenanteils rechtzeitig in die Wege leiten 
können. 
 
Der Landtag hat die Landesregierung bereits gebeten, die generelle För
derpraxis weiterzuentwickeln1.  
 
Landesregierung und Kommunale Landesverbände sind im Gespräch über 
einen Bürokratieabbau und die Neujustierung der Finanzströme zwischen 
Land und Kommunen. Die Erstellung eines Gutachtens hierzu wurde in 
Auftrag gegeben. Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
 
Schulbau kann, auch wenn er in die Zuständigkeit der kommunalen und 
freien Schulträger fällt, durch ein Musterraumprogramm, das empfehlen
den Charakter hat, vereinfacht, beschleunigt und kostengünstiger werden. 
Ein Musterraumprogramm kann den Planungsbedarf erheblich begrenzen. 
Nicht jeder Schulträger muss seine Schule „neu erfinden“. Das Bildungs
ministerium ist dabei, in Abstimmung mit den Kommunalen Landesver
bänden ein solches Musterraumprogramm zu entwickeln, das einen 
strategischen Orientierungsrahmen bieten und bis Mitte 2026 veröffentlicht 
werden soll.2 
 
Der LRH schlägt darüber hinaus vor, dass das Bildungsministerium und 
die Kommunalen Landesverbände einen modular zusammenfügbaren 
Schulbautyp entwickeln - ein Kasseler Modell 2.0 -, das von jedem Schul
träger nach Bedarf genutzt werden kann. Angesichts der finanziellen 
Situation der Kommunen wäre das ein Angebot an all die Schulträger und 
kommunalen Selbstverwaltungsgremien, denen ihre finanzielle Lage 
bewusst ist und die auf die individuelle Ausgestaltung ihrer Schule verzich
ten können. 
 
Das Bildungsministerium nimmt diesen Vorschlag entgegen, sieht aber 
wegen der gesetzlichen Aufgabenverteilung hier die kommunale Ebene 
zunächst in der Pflicht, entsprechende Initiativen zu starten. 
 
Der LRH fordert beide Seiten auf, aufeinander zuzugehen und miteinander 
Lösungsmöglichkeiten zu entwickeln und die jeweilige Expertise einzu
bringen, ohne sich auf ihre Zuständigkeiten zurückzuziehen. 
 
Den kommunalen Verwaltungen wird dringend empfohlen, ihren Liegen
schaftsbestand zentral in einem Computer Aided Facility Management 
(CAFM)-System zu erfassen und zentral von einem Immobilienmanage

 
1  Vgl. LT-Drs. 20/3763 (neu) vom 19.11.2025. 
2  Vgl. LT-Drs. 20/3719 vom 29.10.2025. 
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ment verwalten zu lassen. Gerade kleinere, nicht so verwaltungsstarke 
Kommunen sollten die Möglichkeiten kommunaler Kooperationen im 
Bereich von Bau und Immobilienverwaltung oder die Einschaltung der 
Gebäudemanagement Schleswig-Holstein AöR prüfen. 

  



164 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

17. UKSH zahlte Gewinnbeteiligung auf Basis fiktiver Erlöse 
 
Chefärzte generieren durch die Behandlung von privatversicher
ten Patienten zusätzliche Einnahmen für das Klinikum. Hieran 
werden sie in der Regel mit einer erfolgs- oder leistungsabhän
gigen Vergütung beteiligt, die zusätzlich zum Festgehalt gezahlt 
wird. In den vom LRH geprüften Einzelfällen erhielten Chefärzte 
und einzelne Mitarbeitende des UKSH eine prozentuale Gewinn
beteiligung, die von der gängigen Praxis und dem Muster-
Chefarztvertrag des UKSH in mehreren Punkten abwich: 
 
Bei der Gewinnermittlung wurden stationäre Erlöse von gesetz
lich versicherten Patienten berücksichtigt, obwohl die Behand
lung gesetzlich versicherter Patienten üblicherweise mit der 
Festvergütung abgegolten ist. 
 
Die bei der Gewinnermittlung berücksichtigten Erlöse wurden 
mit einem überhöhten, nicht marktüblichen Verrechnungssatz 
berechnet und entsprachen nicht den Einnahmen des UKSH. 
Zudem wurden bei den abzuziehenden Kosten nicht alle Kosten
positionen berücksichtigt. 
 
In der Folge ist die Gewinnbeteiligung zum Nachteil des UKSH 
deutlich höher ausgefallen. Zudem führten Leistungsausweitun
gen zu einem stetigen Anstieg der leistungsabhängigen Vergü
tung. 
 
Für die Zukunft konnte die Vergütung zwar durch Nachverhand
lungen reduziert und auf einen festen Betrag gedeckelt werden, 
allerdings wurde der Leistungsbezug aufgegeben, sodass sie 
nun einer zusätzlichen Festvergütung gleicht. 
 

17.1 Vorgaben beim Abschluss von Chefarztverträgen 
 
Seit 2007 gibt es im Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (UKSH) die 
Vorgabe, dass der Abschluss eines Chefarztvertrags, der vom Muster-
Chefarztvertrag zulasten des UKSH wesentlich abweicht oder eine außer
gewöhnlich hohe Vergütung vorsieht, als außergewöhnliches Rechts-
geschäft der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 
 
Dabei haben sich das seinerzeitige Ministerium für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr des Landes Schleswig-Holstein (Wissenschaftsmi
nisterium) und das UKSH darauf verständigt, das Vorliegen eines außer
gewöhnlichen Rechtsgeschäfts lediglich auf den Bereich der Vergütungs-
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regelungen zu beschränken. Hieraus entwickelte der Aufsichtsrat Gehalts
grenzen, die bei Abschluss eines Chefarztvertrags vom UKSH einzuhalten 
sind.1 
 
Wie die Prüfung zeigt, können auch Abweichungen von anderen Regelun
gen des Muster-Chefarztvertrags wesentliche nachteilige Auswirkungen 
auf das UKSH haben. 
 

17.2 Ausgangslage 
 
In den konkreten Einzelfällen hatte der Vorstand mit den beteiligten Chef
ärzten Zusatzleistungen vereinbart, für die er eine prozentuale Gewinn-
beteiligung gewährte. Die Honorierung trat neben die bisher vertraglich 
zugesicherten festen und erfolgsabhängigen Vergütungsbestandteile. 
 
In den Jahren 2014 bis 2016 waren den betroffenen Chefärzten 357.000 € 
als leistungsabhängige Vergütung ausgezahlt worden. Die Berechnung 
hatte ein beteiligter Chefarzt erstellt. Interne Überprüfungen fanden 
zunächst nicht statt. Die Berechnung berücksichtigte neben privatärzt-
lichen Erlösen auch sämtliche stationäre und ambulante Erlöse aus der 
Behandlung gesetzlich versicherter Patienten. 
 

17.3 Interne Überprüfung in 2017 führte zu Korrekturen 
 
2017 waren die der Prüfung zugrundeliegenden außertariflichen Verträge 
Gegenstand einer internen Überprüfung im UKSH. 
 
Im Prüfvermerk von 2018 wurde die Berechnung der Erlöse kritisiert und 
es wurden Mängel bei der Kostenzuordnung festgestellt. Hinsichtlich der 
Erlöse aus ambulanten Leistungen für gesetzlich Versicherte bestand 
Einigkeit darüber, dass diese in nicht vertragskonformer Weise in die 
Berechnung einbezogen worden waren. Demgegenüber vertrat der 
UKSH-Vorstand seinerzeit die Auffassung, dass die Einbeziehung sämt-
licher stationärer Leistungen bei der Gewinnberechnung korrekt gewesen 
sei, also einschließlich der stationären Leistungen für gesetzlich Ver-
sicherte. Dies entspräche dem gemeinsamen Willen der Vertragsparteien 
bei Abschluss der Änderungsverträge. 
 
Entsprechende, für die Gewinnermittlung anzuwendende Verfahrens
grundsätze, wurden daraufhin 2019 erstmals eindeutig festgelegt und 
dokumentiert. Das UKSH implementierte zudem eine Kontrollinstanz, die 
die Berechnungen der Gewinnermittlung seither prüft. 

 
1  Vgl. Bemerkungen 2025 des LRH, Nr. 10.2. 



166 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2026 

Die Berechnungen für die Jahre 2014 bis 2016 wurden auf der Grundlage 
der festgelegten Verfahrensgrundsätze rückwirkend korrigiert. Dabei 
wurde eine Überzahlung von 312.000 € allein für die fälschlicherweise ein
bezogenen Erlöse aus ambulanten Leistungen festgestellt. Ein Teil des 
Geldes konnte wegen der tariflichen Ausschlussfrist nicht mehr von den 
Chefärzten zurückgefordert werden. Davon hat jedoch die Vermögens
schadens-Haftpflichtversicherung des UKSH einen wesentlichen Anteil im 
Wege des Vergleichs ausgeglichen. 
 

17.3.1 Berechnung der Leistungsbeteiligung wurde zu spät überprüft 
 
Der eingetretene Vermögensschaden hätte verhindert werden können, 
wenn die Berechnung der Ergebnisbeteiligung früher hinterfragt worden 
wäre. Es gab bis 2019 weder beim auszahlenden Dezernat Personal noch 
bei einer anderen Stelle eine wirksame Kontrolle. Das war in Anbetracht 
der Gesamtumstände fahrlässig. 
 

17.3.2 Die Einbeziehung von stationären Erlösen gesetzlich versicherter 
Patienten in die Gewinnbeteiligung ist eine wesentliche Abweichung 
vom Muster-Chefarztvertrag 
 
Der Muster-Chefarztvertrag sieht in § 8 Abs. 3 eine leistungsabhängige 
Beteiligung an den privaten und wahlärztlichen Leistungen vor. Das liegt 
daran, dass der Chefarzt hier durch sein höchstpersönliches Tätigwerden 
zusätzliche Einnahmen für das UKSH generiert. Die Behandlung von 
gesetzlich versicherten Patienten ist üblicherweise bereits mit der Festver
gütung abgegolten. Daher ist auch im Muster-Chefarztvertrag keine 
zusätzliche Beteiligung daran normiert. 
 
Die Einbeziehung sämtlicher stationärer Leistungen bei der Erfolgsbeteili
gung stellt somit eine Abweichung vom Muster-Chefarztvertrag zulasten 
des UKSH dar. 
 
Die Abweichung war auch wesentlich. Von 2014 bis 2019 betrug die aus
gezahlte leistungsabhängige Vergütung insgesamt rund 771.000 €, davon 
rund 728.000 € für die Jahre 2017 bis 2019. 
 
In einer überschlägigen Berechnung hat der LRH festgestellt, dass die 
Leistungsbeteiligung ohne die Einbeziehung der gesetzlich Versicherten 
allein für 2017 bis 2019 um rund 433.000 € geringer ausgefallen wäre. 
 
Die Entscheidung des Vorstands war auch nicht zwingend. Die dem LRH 
vorliegenden vorvertraglichen Unterlagen zeigen, dass zumindest ein 
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Chefarzt vor Vertragsabschluss lediglich von einer Beteiligung an den 
Überschüssen aus Leistungen an Privatpatienten ausging. 
 

17.3.3 Chefärzte profitierten von überhöhten internen Verrechnungspreisen 
 
Die vertraglich vereinbarten Zusatzleistungen an stationär aufgenomme
nen gesetzlich versicherten Patienten werden von den Krankenkassen 
nicht separat vergütet. Als allgemeine Krankenhausleistungen1 sind sie 
Teil der für den jeweiligen Behandlungsfall gezahlten Fallpauschale. Um 
die Erlöse der Fallpauschale verursachergerecht zwischen den einzelnen 
Abteilungen des UKSH zu verteilen, hat das UKSH eine interne Preisliste 
festgelegt. Diese Preisliste wurde auch für die Ermittlung der leistungs-
abhängigen Beteiligung der Chefärzte zugrunde gelegt. Bei dem in der 
Preisliste festgelegten Wert handelt es sich aber um einen unter-
nehmenspolitisch überhöhten Verrechnungswert, der darauf abzielt, die  
internen Leistungsanforderungen durch andere Abteilungen des UKSH zu 
begrenzen. Fremdeinrichtungen außerhalb des UKSH würden für entspre
chende Leistungen eine um etwa 30 % geringere Vergütung abrechnen. 
Hätte das UKSH bei der Berechnung der Gewinnermittlung einen markt-
gerechten Verrechnungspreis angesetzt, wäre die ausgezahlte 
leistungsabhängige Vergütung für 2017 bis 2019 insgesamt um rund 
250.000 € geringer ausgefallen. 
 

17.3.4 Personalkosten der Chefärzte blieben bei der Gewinnermittlung 
unberücksichtigt 
 
In den Verfahrensgrundsätzen zur Gewinnermittlung2 wurde 2019 fest-
gelegt, dass die Personalkosten der Chefärzte nicht erlösmindernd zu 
berücksichtigen sind. Dies widerspricht zum einen dem eindeutigen Wort
laut in den Änderungsverträgen, wonach bei der Gewinnermittlung „sämt-
liche Kosten des UKSH“ in Abzug gebracht werden. 
 
Zum Zweiten wäre aus Sicht des LRH eine anteilige Berücksichtigung der 
leistungsunabhängigen Festvergütung der Chefärzte sachgerecht gewe-
sen, da ein Teil ihrer regulären Arbeitsleistung auf die Zusatzleistungen 
entfällt. Die Nichtberücksichtigung führte zugunsten der Chefärzte zu einer 
höheren Gewinnbeteiligung, was wiederum zulasten des UKSH ging. 

  

 
1  Vgl. § 2 Abs.2 Gesetz über die Entgelte für voll- und teilstationäre Krankenhausleistun

gen (Krankenhausentgeltgesetz - KHEntgG) vom 23.04.2002, BGBl. I S. 1412, zuletzt 
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 09.04.2026, BGBl. I 2026 Nr. 98. 

2  Vgl. Tz.17.3. 
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17.4 Leistungssteigerungen machten Nachverhandlungen erforderlich 
 
Die Leistungen stiegen mit den Jahren immer stärker an. Daraufhin nahm 
das UKSH Vertragsverhandlungen mit den am Gewinn Beteiligten auf, mit 
dem Ziel, die Gewinnbeteiligung zu begrenzen. Für die betroffenen Jahre 
einigten sich die Beteiligten auf die Anwendung eines marktgerechten Ver
rechnungspreises für die Bewertung der stationären Leistungen an gesetz
lich versicherten Patienten. Dieser ersetzte den bisherigen überhöhten 
Verrechnungspreis. Nach dieser Berechnung reduzierte sich die Gewinn
beteiligung. Dennoch lag sie immer noch deutlich höher als in den Vorjah
ren. 
 

17.4.1 Rechtliche Möglichkeiten vor Vertragsänderung nicht ausreichend 
geprüft 
 
Zwar beschäftigte sich das UKSH im Zuge der Vertragsverhandlungen 
eingehend mit den finanziellen Gestaltungsmöglichkeiten. Die rechtlichen 
Möglichkeiten wurden jedoch nicht umfassend geprüft. Aussagegemäß 
wurde zwar juristische Unterstützung intern angefordert, auf die Einholung 
externer juristischer Expertise wurde indessen verzichtet.  
 
Im Zeitpunkt der Vertragsabschlüsse waren Leistungsmengen in der ein
getretenen Größenordnung nicht denkbar. Die rechtliche Frage, ob das 
UKSH durch die wesentlich veränderten Umstände eine Störung der 
Geschäftsgrundlage hätte geltend machen und in der Folge eine Ver
tragsanpassung hätte verlangen können,1 wurde an keiner Stelle proble
matisiert. Anstatt eine rechtliche Bewertung der Situation vorzunehmen 
und die Erfolgsaussichten eines künftigen Rechtsstreits prüfen zu lassen, 
beugte sich das UKSH im Interesse einer schnellen Lösung den Forde
rungen der Begünstigten. Damit wollte das UKSH einen möglicherweise 
langjährigen Rechtsstreit mit ungewissem Ausgang vermeiden und das 
Vertrauensverhältnis zu den begünstigten Personen nicht erschüttern. 
 

17.4.2 Auffälligkeiten bei der Kostenentwicklung wurde nicht konsequent 
nachgegangen 
 
Zudem enthielten die Gewinnberechnungen erneut Auffälligkeiten. So ver
lief die Entwicklung der Leistungen disproportional zu der Entwicklung der 
Personalkosten. 
 

 
1  Vgl. § 313 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

02.01.2002, BGBl. I S. 42, 2909; Berichtigung vom 22.05.2003, BGBl.  I S. 738, zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 03.02.2026, BGBl. 2026 I Nr. 28.  
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Der LRH schließt aufgrund dieser Auffälligkeiten auf Mängel bei der inner
betrieblichen Verrechnung der Personalkosten. Wären analog zur 
Leistungsentwicklung auch höhere Personalkosten bei der Gewinnermitt
lung berücksichtigt worden, hätte sich unmittelbar eine geringere 
leistungsabhängige Vergütung ergeben. 
 
Dem UKSH waren diese Auffälligkeiten bekannt. Sie wurden aber auf
grund der bereits fortgeschrittenen Vertragsverhandlungen nicht konse
quent weiterverfolgt. 
 
Nach Auffassung des UKSH habe der LRH in seiner Darstellung die Tat
sache vernachlässigt, dass den Mehrkosten des UKSH aufgrund der 
leistungsabhängigen Vergütungen auch erhebliche Mehreinnahmen des 
UKSH gegenüberstanden. Nach Abzug der Kosten seien 65 % der Mehr
einnahmen dem UKSH verblieben. Zudem verwies das UKSH auf das 
Nebentätigkeitsrecht, welches hohe Vergütungen zulasse.1 
 
Dieser Darstellung widerspricht der LRH aus mehreren Gründen. Wie 
bereits dargestellt, basieren die vom UKSH beschriebenen Mehreinnah
men teilweise auf fiktiven Erlösen. Außerdem handelt es sich überwiegend 
um Erlöse für allgemeine Krankenhausleistungen, das heißt für Leistungen 
des Krankenhauses. Auch das Nebentätigkeitsrecht sieht nur eine Beteili
gung an eigenen Erlösen des Arztes vor, die dieser mit den Patienten da
für vereinbart, dass er diese persönlich berät, untersucht oder behandelt.2 
Die Erbringung allgemeiner Krankenhausleistungen gehört zum Hauptamt 
des Chefarztes und ist mit der Festvergütung abgegolten. Auf die Kritik 
des LRH an der Gewinnermittlung geht das UKSH nicht ein. Die Chefarzt-
kosten wurden gar nicht, auch nicht anteilig, in die Gewinnermittlung ein
bezogen. Bei den übrigen Personalkosten bestehen aus Sicht des LRH 
erhebliche Zweifel, dass diese verursachungsgerecht bei der Gewinn-
berechnung berücksichtigt wurden. 
 
Das UKSH ist damit den Nachweis schuldig geblieben, in welcher Höhe 
die Mehreinnahmen nach Abzug sämtlicher Kosten tatsächlich zu einem 
Gewinn führten. 

  

 
1  Vgl. § 14 Abs.1 Nebentätigkeitsverordnung (NtVO) vom 30.03.1990, GVOBl. Schl. H. 

S. 257 in der Fassung von Art. 66 der Landesverordnung vom 27.10.2023, GVOBl. Schl. 
H. S. 514. 

2  Vgl. § 15 Landesverordnung über die Nebentätigkeit der im Hochschulbereich tätigen 
Beamtinnen und Beamten (Hochschulnebentätigkeitsverordnung - HNtVO) vom 
02.06.2009, GVOBl. Schl. H. S. 338 in der Fassung von Art. 6 der Landesverordnung 
vom 14.12.2021, GVOBl. Schl. H. S. 1546. 
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17.5 Dauerhaft hohe Belastung für die Zukunft infolge Vertragsanpassung 
 
Für die Zukunft wurde von der bisherigen leistungsabhängigen Vergü
tungskomponente Abstand genommen. Als Ausgleich vereinbarte das 
UKSH mit den betreffenden Personen eine alternative Vergütung. Als 
Ausgangsbasis wurde die Vergütungshöhe der Vorjahre genommen, 
obwohl absehbar war, dass die Leistungszahlen der Zusatzleistungen 
künftig wieder sinken werden. Anstelle einer leistungsabhängigen Vergü
tung wurden vermeintlich erfolgsabhängige Vergütungskomponenten aus
gehandelt, die zum Teil mit einer automatischen Gehaltsanpassungsklau
sel kombiniert wurden. Da die neu ausgehandelten Vergütungskompo-
nenten an keine besonderen Voraussetzungen geknüpft wurden, kommen 
sie einer festen Vergütung gleich. 
 
Mit der Deckelung ist es dem UKSH zwar gelungen, einen deutlichen 
Rückgang der gezahlten Ausschüttungen zu erreichen. Dennoch haben 
sich die Kosten mehr als verdoppelt. Zudem muss das UKSH die neu aus
gehandelten Vergütungskomponenten dauerhaft ausbezahlen, unabhän
gig davon, ob und in welcher Höhe mit den Zusatzleistungen zukünftig ein 
Gewinn erzielt wird. 
 

17.6 Verspätete und irreführende Information des Aufsichtsrats 
 
Die Aufsichtsgremien wurden erst nach Abschluss der Vertragsverhand
lungen beiläufig im Rahmen der allgemeinen Berichterstattung über außer
tarifliche Verträge über den Vorgang informiert.1 Ohne die Höhe der ver
handelten Vergütungen zu nennen, verwies der Vorstand auf die im 
Ergebnis erfolgreiche Einigung, die durch „das gemeinsame Verständnis 
der Beteiligten, dass ein unvorhergesehenes Ereignis (…) nicht dazu füh
ren kann und sollte, dass Vergütungen extrem steigen“ möglich geworden 
sei. Der Vorstand wies weiter darauf hin, dass die neu abgeschlossenen 
Verträge zu einer „Ersparnis in Höhe von ca. 3,3 Mio. €“ führten. 
 
Die Auffassung des UKSH, dass das erzielte Verhandlungsergebnis und 
das dahinterstehende Vertragswerk für das UKSH und die Chefärzte eine 
Win-win-Situation darstellt, teilt der LRH ausdrücklich nicht. 
 
Das UKSH hat sich durch zu weitreichende Zugeständnisse und diverse 
eigenmächtige Abweichungen von den Regelungen aus dem Muster-
Chefarztvertrag selbst in eine schlechte Verhandlungsposition gebracht, 
namentlich durch die Anwendung überhöhter Verrechnungspreise, die 

 
1  Vgl. zu den Berichtspflichten des Vorstands die Bemerkungen des LRH 2025, Nr. 11.2. 
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Einbeziehung fiktiver stationärer Erlöse in die Gewinnermittlung und die zu 
gering angesetzten Kosten. 
 
Des Weiteren wäre eine Kostensteigerung in der jetzigen Größenordnung 
vermieden worden, hätte das UKSH, wie im aktuellen Muster-Chefarzt-
vertrag vorgesehen, von vornherein eine Vergütungshöchstgrenze mit den 
Chefärzten vereinbart. Aus Sicht des LRH hätte der Vorstand an vielen 
Stellen vorab den Aufsichtsrat informieren und dessen Zustimmung einho
len können und angesichts der Tragweite der jeweiligen Entscheidung 
nach dem Aspekt der Wesentlichkeit auch müssen. Die nach Vertragsab
schluss erfolgte Information wird den finanziellen Folgen für das UKSH 
nicht gerecht. Für die Zukunft fehlt es gänzlich an einer Verknüpfung der 
Vergütung mit den Einnahmen beim UKSH. Die Änderungsverträge verur
sachen dauerhaft hohe Kosten und sind wirtschaftlich für das UKSH nach
teilig. 
 
Die Berichterstattung an den Aufsichtsrat war aus Sicht des LRH nicht 
ausreichend. Der Aufsichtsrat sollte daher künftig über die Gehaltsgrenzen 
hinaus vom Vorstand einfordern, bei für das UKSH finanziell wesentlichen 
Vorgängen frühzeitig informiert und eingebunden zu werden. 
 
Das Wissenschaftsministerium folgt der Schlussfolgerung des LRH 
nicht. Anstatt sich noch mehr als bisher mit Einzelfällen zu befassen, sollte 
dem Aufsichtsrat die Aufgabe erleichtert werden, die durch die außertarif-
lichen Verträge entstehenden Kosten und Kostenprognosen nachvollzie
hen und bewerten zu können. Wie vom LRH 20251 empfohlen, werde 
hierzu derzeit die Einführung eines neuen transparenteren Berichtswesens 
sowie eine Umstellung der derzeit sehr komplexen Gehaltsgrenzen-
Systematik auf beispielsweise Rahmenbudgets verfolgt. 
 
Der LRH erachtet das Aufgreifen seiner Empfehlungen bezüglich des 
Berichtswesens und der Rahmenbudgets durch das Wissenschafts-
ministerium als zielführend. 

  

 
1  Vgl. Bemerkungen des LRH 2025, Nr. 10 und Nr. 11. 
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